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I.  Hintergrund 
 
Das Phänomen Korruption, das Ausnutzen einer bestimmten Position zur Erzielung eines 
persönlichen Vorteils, existiert in fast allen Ländern der Welt und hat überall einen ähnlich 
zersetzenden Effekt.1 Korruption verzerrt den Wettbewerb, unterminiert rechtsstaatliche 
Grundsätze, erzeugt Zynismus und Resignation beim Bürger und korrodiert nachhaltig die 
Integrität des Privatsektors. Laut einer Studie der Weltbank umfassen die jährlichen durch 
Korruption entstehenden globalen Kosten ca. 1 Billion $.2 Die Verfolgbarkeit gestaltet sich 
wegen der Heimlichkeit der Deliktsstruktur oftmals sehr schwierig und in vielen Staaten 
bestehen zudem beachtliche Strafbarkeitslücken. Nach Einschätzungen von Transparency 
International weisen zwei Drittel aller Länder eine schlechte bis gar keine Verfolgungsrate auf.3 
 
Trotz der beeindruckenden Reformanstrengungen der vergangenen Jahre ist das Problem 
Korruption auch in Rumänien in sehr vielen Bereichen überaus lebendig und stellte regelmäßig 
einen Schwerpunkt internationaler Beurteilungen zum Land dar. Im Jahr vor dem EU Beitritt 
hatte auch die europäische Kommission hier einen rechtlichen Schwerpunkt gesetzt. Sieben 
Monate nach dem nunmehrigen EU-Beitritt Rumäniens bleibt die Korruptionsproblematik im 
Fokus internationaler Beobachter. Heftige Abwehrreaktionen im Lande löste vor kurzem ein 
Artikel einer internationalen Nachrichtenagentur aus, der Rumänien ein Versagen im Kampf 
gegen die Korruption attestiert und das Fehlen echten Willens in fast allen politischen Schichten 
feststellt.4 Diese exponierte Negativmeldung sei stellvertretend für viele andere erwähnt. Sie 
                                               
1
 Es sei darauf hingewiesen, dass der englische Begriff  “corruption”, der sich in EU Verträgen und 
Dokumenten findet, im Deutschen zumeist mit “Bestechung” übersetzt wird. Der hier verwendete Begriff 
geht jedoch darüber hinaus und umfasst auch Patronage, Nepotismus und Korruption in der Wahl- und 
Parteienfinanzierung. Im Folgenden wird der Begriff “Korruption“ in dieser weitergehenden Definition 
benutzt. 
2
 World Bank, Global Monitoring Report (2006), S. 199, verfügbar unter,  
http://siteresources.worldbank.org/INTGLOBALMONITORING2006/Resources/2186625-
1145565069381/GMR06Complete.pdf (letzter Zugang 21.7.2007). (Diese Einschätzung steht unter dem 
Vorbehalt, dass es keine international gültige Definition für Korruption gibt und hier tätige Individuen ihre 
Aktionen in der Regel nicht nach außen tragen. Miteingerechnet ist der generell korrosive Effekt von 
Korruption und „weiter fressende“ Charakter von Korruption). Hierzu auch generell: Ethan S. Burger: 
“Thinking About Corruption“:,  (2005) verfügbar unter: 
http://www.american.edu/traccc/resources/publications/burger07.pdf, (letzter Zugang 22.7.2007). 
3
 Fritz Heimann & Gillian Dell: “Transparency International Progress Report: Enforcement of the OECD 
Convention on Combating Bribery of Foreign Public Officials” (2005), S.6-7, verfügbar unter, 
http://www.transparency.org/global_priorities/international_conventions/monitoring/role_of_civil_society/ti_
progress_report (letzter Zugang 22.7.2007). 
4
 Reuters Artikel vom 22.6.2007, verfügbar unter: 
http://www.reuters.com/article/worldNews/idUSL186084120070622 (letzter Zugang 18.7.2007). 
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zeigt, wie intensiv die Debatte um Korruptionsbekämpfung in Rumänien auch nach dem Beitritt 
noch immer geführt wird.  
 
Der folgende Beitrag soll einen möglichst umfassenden Überblick über die Entwicklung der 
Korruptionsbekämpfung der letzten Jahre und Monate in Rumänien, die bestehende 
Gesetzeslage, die Verwaltungsstruktur und die Einschätzungen der europäischen Kommission 
geben. Besonderes Augenmerk soll auf die neu gegründete Integritätsagentur,  ihre Struktur und 
Kompetenzen, gerichtet werden. Die Errichtung dieser Behörde zur Feststellung von 
Vermögenswerten von Staatsdienern war eine besondere Beitrittsvoraussetzung und stellt eine  
in Europa neuartige Einrichtung zur Offenlegung ungerechtfertigter Vermögensmehrung von 
Amtsträgern und öffentlichen Bediensteten dar. 
 
1. Landesprofil Rumänien 
 
Rumänien hat als ehemaliges kommunistisches Land, mit einer der brutalsten Diktaturen im 
ehemaligen Ostblock, eine geschichtliche Negativbilanz in Bezug auf funktionierende 
ökonomische Strukturen aufzuweisen. Die gesamte Wirtschaft wurde staatlich gesteuert, was zu 
einer Mangelwirtschaft führte, die in dieser Form auch hinter dem eisernen Vorhang einzigartig 
war.  
 
Die Revolution im Jahre 1989 führte zu einem politischen  Vakuum, das in Ermangelung von 
Alternativen bald wieder von führenden Mitgliedern der ehemaligen kommunistischen Partei 
gefüllt wurde. Trotz neu eingeführter Freiheiten fand Rumänien nicht den Anschluss an andere 
ex-kommunistische Staaten in den Bereichen Demokratisierung, Rechtsstaatlichkeit und 
Marktöffnung. Die entstehende monopolistische politische Struktur war zu sehr am „Status quo“ 
interessiert, um Reformen in stringenter Weise anzugehen.5 
Stagnation und rechtsstaatliches Vakuum ließen einen fruchtbaren Grund für Profiteure 
entstehen, die enormes Vermögen durch ungesteuerte Privatisierung von staatlichen Banken, 
Firmen und Grundstücken anhäuften. Die Kluft zwischen Arm und Reich wurde so groß wie fast 
nirgends in Europa.6 
 
                                               
5
 Jacques Rupnik: “Eastern Europe, The International Context” (2000), S.115 
6
 United Nations Development Programme: “A decade later: Understanding the Transition Process in 
Romania”, (2001/2002), Rdn  6. verfügbar  unter: http://www.undp.ro/publications/pdf/NHDR.pdf (letzer 
Zugang 20.7.2007) 
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1999 begannen erste Verhandlungen zum EU Beitritt Rumäniens und 2002 die NATO 
Mitgliedschaftsverhandlungen. Diese beiden Ereignisse können als wichtige politische 
Meilensteine in der Reformgeschichte des Landes betrachtet werden, da nunmehr konkrete 
Beitrittsvoraussetzungen beachtet und umgesetzt werden mussten. Dennoch hat die 
Kommission sowohl Rumänien als auch Bulgarien 2002 von ihren Empfehlungen für den EU 
Beitritt wegen des geringen politischen und wirtschaftlichen Fortschritts ausgeschlossen.7 
Tatsächlich war Rumänien seit der Bewerbung für die EU-Mitgliedschaft unter allen 
Beitrittskandidaten regelmäßig auf dem letzten Platz.8 
 
Erst nach den Präsidents- und Parlamentswahlen 1996 führte der Sieg der Mitte-Rechts 
Opposition zu einer beachtlichen politischen Neuausrichtung. In Hinblick auf die Anforderungen 
der EU wurden die ersten großen Schritte in Richtung Justizreform, Korruptionsbekämpfung und 
freie Marktwirtschaft unternommen.  
 
Obwohl die sozialistische Partei bei den Wahlen 2000 den politischen Trend wieder umkehren 
konnte, wurde der angefangene Reformweg fortgesetzt. Anerkennung erhielten diese 
Anstrengungen mit der NATO Mitgliedschaft im Jahr 2004 sowie dem Abschluss der EU 
Beitrittsverhandlungen mit Unterzeichnung des Beitrittsvertrages im Jahr 2005. 
 
Seit dem 1.1.2007 ist Rumänien zusammen mit Bulgarien der jüngste EU Mitgliedsstaat und 
sein Reformweg wird weiterhin sehr aufmerksam beobachtet. Im Juni 2007 hat die EU 
Kommission in ihrem ersten Fortschrittsbericht seit dem Beitritt neben Anerkennung auch Kritik 
geübt, von der Aktivierung von Schutzklauseln jedoch abgesehen.  
 
2. Korruptionsprofil Rumänien 
 
In dem von Transparency International geführten internationalen Korruptions-wertungsindex 
(CPI) erreichte Rumänien bei der erstmaligen Aufnahme 1997  den Wert 3.47.9 
 
                                               
7
 Desmond Dinand: „Europe Recast: A History of the European Union“ (2000), S.279. 
8
 Charles King: „The European Question in Romania and Moldova“ in „Ambivalent Neighbors: The EU, 
NATO and the Price of Membership“ (2003), S.257. 
9
 Der CPI (Corruption Perception Index) beruht auf Einschätzungen zur Korruptionslage im eigenen Land, 
die sich aus Befragungen  von Repräsentanten aus Wirtschaft und Forschung ergibt. Der Wert reicht von 
0 (sehr korrupt) bis 10 (nicht korrupt), verfügbar unter: www.transparency.org.ro (letzter Zugang 26.7.07). 
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In den Folgejahren verschlechterte sich dieser Wert im Jahr 2002 auf 2.6  und im Jahr 2004 auf 
2.4. Demzufolge wurde Rumänien als Land wahrgenommen, in dem Korruption auf nahezu allen 
Ebenen des öffentlichen Lebens systematisch ist. 
 
Die Erklärungen für diese endemische Verbreitung reichen von soziokultureller Tradition in den 
Balkanländern bis zu notwendigen Überlebensstrategien in kommunistischer Mangelwirtschaft. 
Mit der politischen Wende Anfang der 90iger Jahre ereichten Korruption und Misswirtschaft, z. 
B. im öffentlichen Bankensektor, ein derartiges Ausmaß, dass ein großer Teil der Bevölkerung 
sämtliche Ersparnisse verlor, wogegen unsaubere Privatisierungen geläuterte Ex-Kommunisten 
zu Millionären machte. 
 
Eine von der rumänischen Regierung in Auftrag gegebene Studie der Weltbank aus dem Jahr 
2000 zur Beurteilung der Korruptionsverbreitung geht davon aus, dass 2/3 aller Rumänen „alle“ 
oder „die meisten“ Beamten für korrupt halten.10 Als am meisten betroffene Sektoren wurden 
dabei Zollbehörden, Gerichte und Staatsanwaltschaften, das Parlament, Ministerien und die 
Polizei identifiziert, mithin ein Grossteil der staatlichen Einrichtungen.11 Die Hauptprobleme 
liegen nach Ansicht von 79% der Bevölkerung innerhalb der Justiz und der Polizei.12 
 
3. Hintergrund der Beitrittsverhandlungen13 
 
Als im Jahr 2002 die nächste Erweiterungsrunde der EU feststand, drängten sowohl Rumänien 
als auch Bulgarien darauf, nicht allzu lange vor der Tür warten zu müssen. Die beiden Staaten 
waren sehr erfolgreich darin, mit der Kommission ein konkretes Beitrittsdatum, den 1.1.2007, 
auszuhandeln, im Austausch für das Versprechen, grundlegende und umfassende Reformen 
                                               
10
 The World Bank: „Diagnostic Surveys of Corruption in Romania“ (2001), :verfügbar unter: 
http://www1.worldbank.org/publicsector/anticorrupt/romenglish.pdf (letzter Zugang 20.7.2007). 
11
 Nach dem von Transpareny International Ende 2007 veröffentlichten „Global Corruption Barometer“ 
rangiert Rumänien nunmher auf Platz eins aller europäischen Länder die Wahrnehmung der Öffentlichkeit 
bezüglich Korruptionsanfälligkeit. 
12
 The Southeast European Legal Development Initiative: Corruption Indices: „Regional Corruption 
Monitoring in Albania, Bosnia and Herzegovina, Bulgaria, Croatia; Macedonia, Romania and Yugoslavia“,  
(2002), verfügbar unter http://www.seldi.net/country_reports1.htm (letzter Zugang 21.6.2007). 
13
 Einen guten Überblick über die politische Entwicklung vor dem Beitritt gibt Anneli Ute Gabanyi: 
„Rumänien vor dem EU Beitritt“, Studie Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), Oktober 2005, verfügbar 
unter www.swp-berlin.org (letzter Zugang 1.8.2007). 
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insbesondere in den Bereichen Justiz und Inneres durchzuführen und die  Korruption zu 
reduzieren.14 
 
Im Jahre 2006, einem Jahr vor dem endgültigen Beitritt, begannen sich ernste Zweifel bei der 
Kommission und den EU Mitgliedsstaaten zu mehren, ob Rumänien die aufgestellten Kriterien 
würde erfüllen können. In den Bereichen "Kampf gegen die Korruption" und "organisierte 
Kriminalität" war kein ausreichender tatsächlicher Erfolg erkennbar, obwohl eine Reihe 
beachtlicher gesetzlicher Bestimmungen geschaffen worden war.15 
 
Die folgenden Abschnitte stellen einen Überblick über die allgemeinen korruptionsrelevanten 
Beitrittskriterien sowie die konkreten korruptionsrelevanten Voraussetzungen im Beitrittsvertrag 
für Rumänien und die Fortschrittsbewertungen der europäischen Kommission in den Jahren 
2005-2006 vor dem Beitritt dar. 
 
(a) Der „Acquis Communautaire“16  und Antikorruptionsmaßnahmen 
 
Die so genannten „Kopenhagen Kriterien“, aufgestellt beim Treffen des Europäischen Rates 
1993 anlässlich der Erweiterungsentscheidung erfordern, dass die Voraussetzungen des Art.49, 
6 (1) des EU Vertrages erfüllt werden. Die Mitgliedschaft in der europäischen Union setzt 
voraus, dass der Mitgliedsstaat die Stabilität seiner staatlichen Institutionen sicherstellt, 
demokratische Strukturen und Rechtstaatlichkeit garantiert sowie Respekt für Menschenrechte 
und marktwirtschaftliche Strukturen manifestiert.17 
 
In Bezug auf Antikorruptionsmaßnahmen gibt es jedoch auf EU-Rechtsebene kein klares 
Regelwerk.18 In Art.29 des EU Vertrages wird lediglich die Verhütung von Bestechung und 
                                               
14
 Beitrittsvertrag Rumäniens und Bulgariens zur Europäischen Union, 2005,Amtsblatt der europäischen 
Union (L157/11), sowie Protokoll betreffend die Beitrittsbedingungen für Rumänien und Bulgarien, 
Amtsblatt (L157/29). 
15
 Vgl auch: Gergana Noutcheva: „Bulgaria’s and Romania’s accession to the EU: Postponements, 
safeguards and the rule of law, Center for European Policy Studies, Policy Brief May 2006 Nr.106, 
verfügbar unter www.ceps.be (letzter Zugang 28.7.07). 
16
 Der „Acquis Communautaire“, der sogenannte gemeinsame Besitzstand der EU bezeichnet die Summe 
aller Gemeinschaftsrechtsnormen. 
17
 Kopenhagen Kriterien: „Kopenhagen Europäischer Rat 21-22-6-1993“, verfügbar unter: 
http://europa.eu/scadplus/glossary/accession_criteria_copenhague_en.htm (letzter Zugang 27.7.07) 
18
 Aus Übersichtlichkeitserwägungen nicht erwähnt sei hier die interne Korruptionsbekämpfung in der EU, 
d.h. der Schutz  der EU Institutionen und der finanziellen Gemeinschaftsinteressen. 
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Bestechlichkeit erwähnt. Am ehesten verorten lässt sich die Thematik unter Kapitel 24 des 
„Acquis communautaire“, "Sicherheit und Justiz".19  
 
Hier findet sich eine extensive Auflistung von EU Rechtsinstrumenten sowie internationalen 
Konventionen, die von den Mitgliedsländern ratifiziert bzw. implementiert werden müssen. 
 
In der Praxis unterliegen die Anforderungen den aufgeführten rechtlichen Instrumenten und dem 
allgemeinen Abschnitt „Demokratie und Rechtsstaatlichkeit“, der  mehr politische Kriterien 
enthält.  
 
Rumänien wurde unter Kapitel 24 des „Acquis“ seit Beginn der 90iger Jahre primär zur 
Einrichtung einer Antikorruptionsstaatsanwaltschaft und der Ratifikation der 
Europaratskonvention gegen Geldwäsche angehalten. Die intensiveren Verhandlungen wurden 
unter der  Stichpunkt "Demokratisierung und Rechtsstaatlichkeit" geführt.20 Die Ratifizierung der 
Europaratskonventionen ging in mehreren Beitrittsländern eher zögerlich vonstatten, wobei 
jedoch einige Beitrittsländer sogar schneller waren, als „alte“ EU Mitgliedsstaaten.21 
 
Aufgrund der Relevanz für die rechtliche Entwicklung der letzten Zeit (letztes Jahr vor dem 
Beitritt bis heute), sei in diesem Beitrag vorwiegend die Einschätzungen der Kommission zur 
Korruptionsbekämpfung in den 2 Jahren vor dem EU-Beitritt Rumäniens dargestellt.  
 
Abgesehen von den im „Acquis communautaire“ aufgelisteten Rechtsinstrumenten hat sich die 
Kommission in zahlreichen Kommunikationen und Strategiepapieren dem Kampf gegen 
Korruption als Kernelement der Rechtsstaatlichkeit verschrieben.22 Insbesondere die Mitteilung 
                                               
19
 „Aquis communautaire“, Security and Justice in der konsolidierten Fassung Oktober 2006, verfügbar 
unter: http://ec.europa.eu/justice_home/doc_centre/intro/doc_intro_en.htm (letzter Zugang 27.7.07). 
20
 Peter Schroth, Ana Daniela Bostan: “International Constitutional Law and Anti-Corruption measures in 
the European Union’s accession negotiations: Romania in comparative perspective”, American Journal of 
Comparative Law, 2004, S. 635. 
21
 Ebd., S.637. 
22
 Siehe hierzu im Einzelnen: 
1. Mitteilung der Kommission über eine „umfassende EU Politik zur Bekämpfung der Korruption“, 
COM (2003) 317. 
2. Mitteilung der Kommission über eine „Strategie für die Außendimension des Raums der Freiheit 
Sicherheit und des Rechts“, COM (2005) 491. 
3. Das Haager Programm: “Stärkung der Freiheit, Sicherheit und der Justiz in der Europäischen 
Union“,  (C 05 ,03/03/2005), sowie dessen Umsetzungsplan. 
4. Die Prävention und Kontrolle organisierter Kriminalität: „EU Strategie zu Beginn des neuen 
Millenniums“, (2000/C 124/01). 
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der Kommission zur Entwicklung einer umfassenden EU Politik zur Korruptionsbekämpfung 
(Fn.21 Nr.1) listet in einem Annex 10 Prinzipien zur Verbesserung des Kampfes gegen 
Korruption in Beitrittsstaaten, Kandidatenstaaten und anderen Drittstaaten auf. Kernelemente 
sind hier die effektive Umsetzung von Gesetzen, die Integrität und Transparenz der öffentlichen 
Verwaltung und entsprechende Bewusstseinsschärfung der Öffentlichkeit. Im Zusammenspiel 
mit der Strategie für die Außendimension des Raums der Freiheit Sicherheit und des Rechts 
(Fn.21 Nr.2) bildet diese Mitteilung den thematischen Hauptbereich der EU-Korruptionspolitik 
nach Außen.   
 
Diese Erklärungen spiegeln sich in den zahlreichen Absichtserklärungen, die die Staaten 
Südosteuropas, zu denen Rumänien gehört, in ihren politischen Kooperationsmechanismen 
regelmäßig abgegeben haben.23 
 
(b) Der Beitrittsvertrag und die Schutzklauseln 
 
Rumänien hat den Vertrag zum Beitrittsvertrag im Juni 2005 gemeinsam mit Bulgarien 
unterschrieben und sich damit dem gesamten Rechtskanon des EU Vertrags und des Vertrags 
über die europäischen Gemeinschaften unterworfen. 
 
Der Beitrittsvertrag bestimmt den 1.1.2007 als konkretes Beitrittsdatum. Der Vertrag enthält sog. 
ernannte Schutzklauseln, welche die EU trotz der bestehenden Mechanismen in Artt.6,7 des 
EU-Vertrages im Falle einer Verletzung der Gemeinschaftsprinzipien für erforderlich gehalten 
hat.24 Art.39 des Beitrittsprotokolls, das Teil des Vertrages ist, ließ eine Verschiebung des 
Beitritts um ein Jahr zu, wenn klare Anzeichen vorliegen, dass der „Acquis“ nur unzureichend 
umgesetzt wird und daher die ernsthafte Gefahr bestand, dass einer der beiden 
Beitrittskandidaten den Anforderungen der Gemeinschaftsordnung unvorbereitet begegnet. 
Hierzu war allerdings Einstimmigkeit des europäischen Rates erforderlich.  
                                                                                                                                                        
5. Aktionsplan des Rates und der Kommission zur Umsetzung der Vorschriften des Vertrages von 
Amsterdam zu einer Basis der Freiheit, Sicherheit und des Rechts,  (1999/C 19/01). 
6. Kommunikation der Kommission zum Europäischen Rat und zum Europäischen Parlament: 
„Entwicklung eines strategischen Konzepts zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität“, (COM 
(2005) 232).  
23
 Siehe hierzu beispielhaft: Gemeinsame Erklärungen der Innen- und Justizminister des Südosteuropas 
Kooperationsprozesses (SEECP), Feb.2006 (Loutraki), März 2004 (Bukarest), Oktober 2003 (Sarajevo), 
verfügbar unter www.stabilitypact.org (letzter Zugang 27.7.07). 
24
 Nach Art.7 des EU Vertrages kann der Rat nach Vorschlag eine Drittels der Mitgliedsstaaten eine 
schwerwiegende Verletzung der in Art.6 enthaltenen Gemeinschaftsprinzipien feststellen und dann 
entsprechende Empfehlungen aussprechen. 
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Die Schutzklausel für den Themenbereich Justiz und Inneres ist in Art.38 des Protokolls 
enthalten. Diese Vorschrift erlaubt der Kommission eigene Entscheidungen und Regelungen, 
nach Rücksprache mit den Mitgliedsstaaten, sollte das ausführliche Monitoring ein immanentes 
Risiko von Mängeln in der Umsetzung oder Anwendung von Rahmenentscheidungen, 
Kooperationsinstrumenten oder Entscheidungen unter Titel IV des EU Vertrages feststellen. 
Zudem können Entscheidungen und Vorschriften hinsichtlich der Beziehung Rumäniens zu 
anderen Mitgliedsstaaten zeitlich suspendiert werden. Diese Schutzmassnahmen konnten sogar 
noch vor dem Beitritt Anwendung finden, sollten dann aber nicht länger als notwendig 
aufrechterhalten werden. Dieses Instrumentarium war als Gegenpol zu dem konkreten 
Beitrittsversprechen gedacht. Art.37 beschränkt die Schutzmassnahmen auf drei Jahre nach 
dem Beitritt und fordert eine verhältnismäßige Anwendung. Gleichzeitig wird eine willkürliche 
Diskriminierung verboten. 
 
Im Fall Rumäniens sind diese Schutzmassnahmen noch einmal in einem Annex zum 
Beitrittsprotokoll verschärft worden.25 Danach konnte gemäß Art.39 (2) des Beitrittsprotokolls der 
Rat mit qualifizierter Mehrheit über eine Verschiebung des Beitritts entscheiden. Der Annex 
enumeriert 11 konkrete Bereiche, 8 davon für Justiz und Inneres aufgeführt. Umsetzungsmängel 
in diesen Bereichen können den erwähnten Schutzmechanismus auslösen.  
 
Die Korruptionsbekämpfung nimmt eine zentrale Stelle ein. Aufgeführt ist zum Einen die 
Verpflichtung zur Verbesserung der Korruptionsbekämpfung  generell und auf höchster Ebene, 
zum anderen die Stärkung der Unabhängigkeit der Korruptionsstaatsanwaltschaft und die 
Verpflichtung zu einer unabhängigen Bewertung der Antikorruptionsstrategie und einer Revision 
der Strafprozessordnung. Diese Sonderkonditionen machen deutlich wie intensiv die EU-
Staaten das Problem Korruption in Rumänien wahrgenommen haben. Aufgrund der generell 
schwach ausgestalteten Natur der sogenannten 3. Säule der EU, Justiz und Inneres, die sich 
aus der zwischenstaatlichen Struktur ergibt und sich Regelungen der Kommission weitgehend 
entzieht, kommt diesen Vorschriften gesteigerte Bedeutung zu. 
 
Konkret heißt dies also, dass bei Umsetzungsmängeln z.B. die Möglichkeit besteht, rumänische 
Gerichtsentscheidungen vorerst nicht anzuerkennen, oder europäische Haftbefehle aus 
                                               
25
 Oftmals auch “Super-Schutzklausel” genannt, Annex IX des Beitrittsprotokolls: „Spezifische 
Voraussetzungen, die von Rumänien bei Abschluss der Beitrittsverhandlungen am 14.12.2004 akzeptiert 
wurden“, Amtsblatt der europäischen Union L 157/201. 
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Rumänien auszusetzen. Rumänien wäre somit, bei Aktivierung der Regelungen in essentiellen 
Bereichen zunächst ein Mitglied „2.Klasse“. 
 
(c) Das „Monitoring“ der EU Kommission 2005-200626 
 
Der erste Monitoringreport der Kommission nach Unterzeichnung des Beitrittsvertrages mit 
Rumänien datiert vom Oktober 2005.27 In dem Bericht wurde festgestellt, dass Rumänien die 
generellen Beitrittskriterien erfüllt, aber noch Probleme bei der Korruptionsbekämpfung 
insbesondere auf höherer Ebene bestehen.28 
 
Der Bericht würdigte zwar die Erklärungen des  neu gewählten Präsidenten Traian Basescu, der 
den Kampf gegen Korruption zu einem seiner Hauptziele erklärt hat.29  
Gleichzeitig wurde jedoch darauf hingewiesen, dass es bisher keine greifbaren Erfolge gab und 
dass Korruptionsfälle von der Justiz in bisher unbefriedigender Weise aufgegriffen worden 
sind.30 
 
Positiv erwähnt wurde die Abschaffung der Immunität für ehemalige Minister und die Einführung 
neuer Vordrucke für Vermögenserklärungen. Die Korruptionsstaatsanwaltschaft wurde von 
Bagatellfällen befreit (Zuständigkeit nur für Fälle über 10.000 Euro) und personell aufgestockt. 
Trotzdem sei immer noch eine gewisse Zögerlichkeit auf Seiten der Staatsanwaltschaften zu 
beobachten, Korruptionsverdachtsfälle energisch zu untersuchen. Vor allem sei dieser Mangel 
im Hinblick auf Politiker und Verwaltungsbeamte festzustellen. Die Mehrzahl der Fälle stamme 
noch immer aus dem Bereich Privatwirtschaft.31 
 
Hinsichtlich des Status der Umsetzung von EU Rechtsnormen wurde angemerkt, dass das 
Hauptproblem nicht die inadäquate Rechtslage sei, sondern vielmehr die mangelnde Umsetzung 
und Anwendung bestehender Vorschriften zur Korruptionsbekämpfung. Korruption sei im 
Justizsystem weiterhin stark verbreitet und die Bevorzugung von Disziplinarmassnahmen 
                                               
26
 Die hiesige Zitierweise der Seitenzahlen der Fortschrittsberichte der europäischen Kommission bezieht 
sich auf den englischen Text. 
27
 Monitoringreport der Europäischen Kommission zu Rumänien, Oktober 2005, (COM (2005) 534 final). 
28
 Ebd. S.3. 
29
 Ebd. S.4. 
30
 Ebd. S.13. 
31
 Ebd. S.14. 
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gegenüber Strafverfahren hätte sich nicht als ausreichende Abschreckung erwiesen.32 
Außerdem wurde eine verstärkte Öffentlichkeitsarbeit der Regierung und Institutionen 
angemahnt, um das öffentliche Bewusstsein für die schädigenden Auswirkungen von Korruption 
zu schärfen. Bliebe das gegenwärtige Ausmaß an Korruption bestehen, sei eine zuverlässliche 
Umsetzung der EU Politiken sowie EU finanzierter Projekte bedroht.33 
 
Der nächste Monitoringreport über den bisherigen Fortschritt Rumäniens ist vom Mai 2006.34 Er 
ist war viel kürzer und hatte einen durchweg positiven Grundtenor. Der Bericht stellte einen 
bemerkenswerten Fortschritt seit der letzten Beurteilung  im Oktober 2005 fest. Rumänien habe 
nunmehr verlässlichere Strukturen zum Kampf gegen Korruption geschaffen und einige „High 
Profile“-Fälle zur Anklage gebracht.35 
 
Dennoch wurde eindrücklich darauf hingewiesen, dass dieser Prozess fortgesetzt und 
konsolidiert werden müsse und dass die bisherigen Erfolge des Justizministeriums und der 
Antikorruptionsabteilung des Innenministeriums sich in anderen Institutionen fortpflanzen 
müsse.36 Es wurden im Gegensatz zum Oktober 2005 nur noch vier Themenbereiche 
identifiziert, die „ernste Besorgnis“ auslösten. Der effektive Kampf gegen Korruption und 
ausreichende Gesetzesumsetzung gehörten nicht mehr dazu. Rumänien wurde die notwendige 
Bereitschaft attestiert am 1. 1. 2007 der EU beizutreten. Noch einmal ausdrücklich ermahnt 
wurde Rumänien am Ende des Berichts, konkrete Ermittlungsergebnisse von Korruptionsfällen 
vorzulegen und diese zur Anklage zu bringen.37 
 
Der von allen Seiten mit Spannung erwartete letzte Fortschrittsbericht vor dem Beitritt 
Rumäniens und Bulgariens wurde im September 2006 veröffentlicht.38 Wie bereits im Mai 2006 
angekündigt sollte die endgültige Entscheidung getroffen werden, ob der 1.1.2007 als 
Beitrittstermin gehalten werden könne oder ob eine Verschiebung um ein Jahr gemäß Art.39 des 
Beitrittsvertrages notwendig sein würde. 
 
                                               
32
 Ebd. S.70. 
33
 Ebd. S.9. 
34
 Monitoringreport der Europäischen Kommission zur Bereitschaft Rumäniens und Bulgariens zum EU 
Beitritt, Mai 2006, COM (2006) 214. 
35
 Ebd. S.5. 
36
 Ebd. S.6. 
37
 Ebd. S.10. 
38
 Monitoringreport der Europäischen Kommission zur Bereitschaft Rumäniens und Bulgariens zum EU 
Beitritt, September 2006, COM (2006). 
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Wegen der Wichtigkeit dieser Fragestellung fiel der Bericht sehr ausführlich aus. Rumänien 
wurde im Kampf gegen Korruption weiterer Fortschritt attestiert. Es müsse jedoch weiterhin 
daran gearbeitet werden, den Prozess unumkehrbar zu machen. Gelobt wurde die Einführung 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit für juristische Personen, wogegen der Bericht Versuche aus 
den Reihen des Parlaments, auf Ermittlungen Einfluss zu nehmen, negativ hervorhob.39 
Besonders betont wurde die Bedeutung eines klaren politischen Willens aller Institutionen für 
den Kampf gegen Korruption. Es gebe noch immer zu viele Versuche einzelner politischer 
Akteure, den Prozess zum eigenen Vorteil zu verlangsamen.40 Eine zentrale politische 
Forderung Brüssels an Rumänien im Bereich Korruptionsbekämpfung war die Einrichtung einer 
Integritätsagentur zur Vermögensverifizierung und zur Bekämpfung ungerechtfertigter 
Bereicherung von Amtsträgern.41  
 
Trotz dieser Einschränkungen und Anmahnung bescheinigte der Bericht Rumänien jedoch eine 
ausreichende Erfüllung politischer, wirtschaftlicher und „Acquis“-Kriterien, um am 1.1.2007 der 
europäischen Union beizutreten.42 
 
Da die bereits erwähnten Schutzmechanismen des Beitrittsvertrages bis zu drei Jahren nach 
dem Beitritt angewendet werden können, behält sich die Kommission auch nach dem Beitritt ein 
regelmäßiges Monitoring vor. Rumänien und Bulgarien sind angehalten, bestimmte 
„Benchmarks“, also EU-rechtsrelevante Ziele zu erreichen und darüber der Kommission zu 
berichten.43 Für den Bereich Justiz und Korruptionsbekämpfung wurde ein 
Überwachungssystem durch die Kommission eingerichtet.44 Ziel ist es, die 
Umsetzungsmaßnahmen seitens Rumäniens durch regelmäßige Halbjahresberichte zu 
begleiten. 
 
 
 
                                               
39
 Ebd. S.5. 
40
 Ebd. S.35. 
41
 Ebd. S.10. 
42
 Ebd. S.12. 
43
 Der erste Bericht wurde für den 31.3.2007 festgesetzt. 
44
 Entscheidung der Kommission vom 13.12.2006 über die Schaffung eines Mechanismus für Kooperation 
und Überwachung der Fortschritte Rumäniens in Bezug auf bestimmte Ziele in den Bereichen 
Justizreform und Korruptionsbekämpfung, COM (2006/928), Amtsblatt der europäischen Union OJ L 
354/56. 
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II. Die Antikorruptionsstrategien (2001-2007) 
 
Die Antikorruptionspolitik in Rumänien folgt den von der Regierung entwickelten Strategien. 
Dabei handelt es sich jedoch in erster Linie um politische Absichtserklärungen und nicht um 
Akte, von denen irgendeine direkte Rechtswirkung ausgeht. Dennoch hatten diese 
Strategiepapiere in den Jahren vor dem EU Beitritt eine nicht zu unterschätzende 
Hinweiswirkung auf den tatsächlichen Willen der Regierung, sich des Problems anzunehmen.45  
 
1. Die Antikorruptionsstrategie 2001-2004  
 
Dieses Programm war das erste Dokument, das Korruption als Bedrohung für Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit, Gleichheit und Gerechtigkeit, Marktwirtschaft und Stabilität der öffentlichen 
Verwaltung begriff. Hauptaugenmerk galt zunächst dem Aufbau angemessener institutioneller 
und legislativer Strukturen.  
 
Der Plan war in sieben Abschnitte:  
 Aufdeckung von Korruptionsursachen, Präventionsmaßnahmen (Verhaltenskodizes, 
Vermögenserklärungen, Immunitäten),  
 Stärkung der Kapazitäten im Kampf gegen Korruption 
(Antikorruptionsstaatsanwaltschaft),  
 institutionelle Reform (Justiz),  
 Verwaltungsreform,  
 internationale Zusammenarbeit (Umsetzung internationaler Vereinbarungen)46 
 Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft (öffentliche Bewusstseinsschärfung und 
regelmäßige öffentliche Berichterstattung).  
 
Während der Umsetzungsphase der Strategie wurden eine Reihe wichtiger Gesetze und 
Vorschriften zur Korruptionsbekämpfung verabschiedet.47 Man kann die Phase 2001-2004 als 
                                               
45
 Die Strategien sind verfügbar auf der Webseite des rumänischen Justizministeriums unter www.just.ro 
(letzter Zugang 15.7.07). 
46
 Erwähnt werden hier die Europaratskonventionen (im Zivil- und Strafbereich) gegen Korruption von 
1999 sowie die „OECD Konvention gegen Bestechung ausländischer Amtsträger im internationalen 
Geschäftsverkehr“, 1997. 
47
 siehe beispielhaft einige der wichtigsten Vorschriften:  
 Verhaltenskodex für Richter und Staatsanwälte (Entscheidung des Obersten Magistratsrates 
169/2001). 
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ersten Schritt in die richtige Richtung bewerten, der zu einer Verbesserung des 
Investitionsklimas und der Strukturen der öffentlichen Verwaltung geführt hat. Ebenfalls brachte 
die Regierung erstmals zum Ausdruck, dass sie die Bedeutung des Kampfes gegen Korruption 
im Hinblick auf den EU Beitritt verstanden hatte. 
 
2. Die Strategie 2005-2007 
 
Diese Strategie wurde nach dem Regierungswechsel 2004 von der neuen Regierung mit 
Hinblick auf den geplanten EU Beitritt 2007 aufgestellt. Resultierend aus den festgestellten 
Mängeln und der Tatsache, dass der Beitrittsvertrag Korruption u.a. als Auslöser für die Klausel 
zur Beitrittsverzögerung bestimmte, nennt das Strategiepapier nunmehr konkrete Ziele. Das 
Dokument gliedert sich in drei Bereiche, Prävention und Transparenz, Korruptionsbekämpfung 
und internationale Kooperation.  
 
Die Notwendigkeit, an das Erreichte der Vorgängerstrategie anzuknüpfen, wird hervorgehoben, 
ebenso wie die Wichtigkeit, Integritätsstandards in der öffentlichen Verwaltung und dem 
Justizwesen zu schaffen. So soll z.B. eine neue Ethikrichtlinie für Richter und Staatsanwälte 
eingeführt werden, um Abhängigkeiten von Vorgesetzten zu verringern. Die Anzahl der 
Institutionen, die sich mit Korruptionsbekämpfung befassen, soll reduziert werden zugunsten der 
nationalen Antikorruptionsstaatsanwaltschaft.48 In Bezug auf internationale Standards wird die 
Selbstverpflichtung aufgestellt, internationale Vereinbarungen, wie z.B. die UN 
Antikorruptionskonvention von 2003 (Merida), umzusetzen. 
 
Diese Strategie ist im Vergleich zu ihrer Vorgängerin konkreter formuliert, sie hebt die 
Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaften hervor  und verlangt dringend, dass der 
Informationsfluss der Nachrichtendienste zur Staatsanwaltschaft verbessert wird. Trotz des 
Regierungswechsels wird die Strategie der Vorjahre nicht allzu negativ beurteilt.  
 
                                                                                                                                                        
 Verhaltenskodex für Polizeibeamte (Verordnung des Innenministeriums 260/2002). 
 Verordnung zur Parteienfinanzierung (Gesetz 43/2003). 
 Informationsfreiheitsgesetz (Gesetz 544/2001). 
 Gesetz zur Erschaffung der Antikorruptionsstaatsanwaltschaft (Regierungsverordnung 43/2002). 
48
 Das Justizministerium unterhielt noch bis 2004 einen behördeninternen Nachrichtendienst mit 
quasimilitärischen Strukturen, der teilweise auch Korruptionsdelikte untersuchte, aber keinerlei 
Transparenzregelungen unterworfen war. 
 
Seite 17 
 
  
Teil des oben erwähnten Annex IX des Protokolls zum Beitrittsvertrag war die unabhängige 
Evaluierung der Strategie 2001-2004.  Dieser Evaluierung zufolge wird nunmehr hinsichtlich der 
Korruptionsbekämpfung auf administrativer Ebene eine entsprechende Einrichtung mit 
umfassenden Kompetenzen gefordert, die die konkrete Verifizierung von 
Vermögensgegenständen vornimmt.49  
 
Die Regierung verpflichtet sich, die europäische Kommission zweimal im Jahr über die 
Umsetzungserfolge der Strategie zu unterrichten. 
 
In erster Linie können die Strategien als Versuch der Regierung gewertet werden, sich selbst 
und ihren Institutionen eine konkrete Vorgehensweise gegen Korruption zu verordnen. Ebenfalls 
nicht unterschätzt werden sollte die Wahrnehmung bei der Bevölkerung, die durch dieses 
transparente Vorgehen Vorurteile abbauen und einen gewissen Vertrauensbonus in öffentliche 
Strukturen wiederherstellen konnte. 
 
Dennoch bleibt die mangelnde rechtliche Bindungswirkung dieser „weichen“ Instrumente 
offensichtlich. Es fehlen zudem konkrete zeitliche Zielsetzungen und entsprechende 
Empfehlungen  zur rechtlichen Ausgestaltung der Vorschläge. 
 
III. Gesetzliche Voraussetzungen-Rahmenwerk 
 
Die beschriebenen Strategien haben in der Umsetzung zu einer Reihe von Gesetzen geführt, 
die sich direkt oder indirekt mit der Bekämpfung von Korruption beschäftigen. Diese 
Gesetzeswerke wurden ihrerseits immer wieder von der internationalen Gemeinschaft oder 
internationalen Organisationen untersucht und kommentiert. Die Phase seit Ende der 90iger 
Jahre bis heute kennzeichnet daher eine sehr dynamische Entwicklung in der rumänischen 
Gesetzgebung, in der versucht wurde, sich internationalen Standards anzunähern. Da dies 
teilweise mit Schwierigkeiten, sei es bei der Überwindung althergebrachter Traditionen oder bei 
Interessenkonflikten mit gewachsenen Machtstrukturen, verbunden war, erfuhren viele dieser 
Gesetzeswerke ihrerseits immer wieder wichtige Änderungen. Im Folgenden sollen die 
maßgeblichen Gesetzeswerke und ihre wichtigsten Vorschriften vorgestellt werden.50 
                                               
49
 Die Evaluierung der 2001-2004 Strategie wurde vom Justizministerium bei der NGO Freedom House in 
Auftrag gegeben. Die Studie ist verfügbar unter www.freedomhouse.org  (letzter Zugang 26.7.07). 
50
 Die begutachteten Gesetzestexte lagen in englischer Übersetzung aus dem Rumänischen vor. Bei der 
Übertragung in Deutsche erfolgte die Übersetzung teilweise sinngemäß, teilweise wurde versucht, soweit 
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1. Das Strafgesetzbuch („Codul Penal“) 
 
In den letzten beiden Jahren vor dem EU-Beitritt wurden einige bemerkenswerte Änderungen im 
Strafgesetzbuch vorgenommen, insbesondere auch in Bezug auf die Strafrahmen bei 
Bestechungsdelikten. 51 
 
Strafbewehrt sind die Gewährung und die Annahme von Geld oder Vorteilen sowie die 
Geltendmachung von Einfluss seitens Amtsträger für eine Gegenleistung.  
 
Die relevanten Vorschriften finden sich in den Artt. 254-258 in Titel VI „Vergehen gegen 
Aktivitäten öffentlichen Interesses“, Kapitel I „Vergehen im Arbeitsverhältnis“. 
 
Die umfassendsten Abänderungen hat das Strafgesetzbuch durch das Änderungsgesetz 
278/2006 erfahren. Eine der wichtigsten Modifikationen war die Erweiterung strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit auf juristische Personen für bestimmte Delikte, u.a. auch Bestechung.52 Die 
Strafbarkeit für natürliche Personen ist dadurch jedoch nicht ausgeschlossen. Die 
festzusetzenden Geldstrafen können eine Höhe von 500.000 Euro erreichen. 
 
Art.255 stellt die Bestechung durch Geld oder jede andere Art von Vorteilsgewährung 
gegenüber einem Amtsträger unter Strafe. Der Strafrahmen liegt bei Freiheitsstrafe von 1-5 
Jahren.  
 
Das Gegenstück dazu ist Art.254, der den Erhalt von Geld oder Vorteilen unter Strafe stellt. Hier 
ist der Strafrahmen, Freiheitsstrafe zwischen  3 und 15 Jahren, deutlich höher. Die Strafrahmen 
sind gegenüber der ersten Änderung in 2005 gleich geblieben. Die Artt. 256-258 behandeln den 
Erhalt von Geld oder Vorteilen für die Vornahme regulärer Amtspflichten, die Einflussnahme im 
Privatsektor nach Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst, sowie die Einflussnahme auf 
Amtsträger als Gegenleistung für Geld oder Vorteilen von Dritten. Dabei verdient die 
Einflussnahme in Art.257 besondere Aufmerksamkeit.53  
                                                                                                                                                        
möglich, den adäquaten deutschen Rechtsbegriff zu verwenden. Die Gesetzestexte wurden größtenteils 
vom rumänischen Justizministerium zur Verfügung gestellt. 
51
 letzte Version  per Notverordnung 60/2006. 
52
 Art.19 (1). Dies war eine Zentraleforderung die Strafgesetzgebung betreffend im Monitoringreport 2005, 
s.o. Fn.23, S.70. 
53
Rum. „Traficul de influenta“. 
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Unter Strafe von 2-10 Jahren Freiheitsstrafe gestellt ist die Annahme von Geld, Geschenken 
oder anderen Vorteilen, direkt oder indirekt, für sich selbst oder einen anderen, durch jede 
Person, die Einfluss auf einen Amtsträger hat, oder diesen zu haben vorgibt, um diesen zu 
veranlassen, bestimmte Tätigkeiten vorzunehmen oder zu unterlassen. Hier sind die wichtigen 
Fälle erfasst, in die Bestechungen durch Mittelsleute erfolgt. Zudem stellt Art.256die Annahme 
jedweder Vorteile nach Vornahme von Amtspflichten unter Strafe. 54  Dieser Artikel ist 
hinsichtlich der praktischen Anwendung bzw. der Beweisbarkeit bedenklich. Es wird in der 
Praxis schwer sein, bestimmte Vorteile auf bereits vorgenommene Amtshandlungen 
zurückzuführen und zwischen diesen Vorgängen Kausalität herzustellen. Dies zeigt, dass 
Interessenkonflikte von Amtsträgern ebenso präventiv auf administrativer Ebene angegangen 
werden sollten. 
 
Das Strafgesetzbuch enthält auch Vorschriften, die Beteiligte an Korruptionsdelikten straffrei 
ausgehen lassen, wenn diese mit der Staatsanwaltschaft zusammenarbeiten. Art.255 (3) sieht 
vor, dass der Bestechende nicht bestraft wird, wenn vor der Aufnahme von Ermittlungen durch 
die Staatsanwaltschaft eine Selbstanzeige erfolgt. Dies gilt jedoch nicht für den Bestochenen, da 
die Annahme als das sehr viel schädlichere Delikt angesehen wird, was sich auch in dem 
erhöhten Strafrahmen niederschlägt. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass das Strafgesetzbuch tatbestandsmäßig die wichtigsten 
Formen von Bestechung oder Bestechlichkeit erfasst, wie dies auch in anderen europäischen 
Ländern der Fall ist. Auffallend sind die relativ hohen Strafrahmen, die ausnahmslos zeitige 
Freiheitsstrafen und keine gleichzeitige Möglichkeit für Geldstrafen vorsehen. Geldstrafen sind 
auch nicht für etwaige minder schwere Fälle zugelassen.  
 
2. Die Strafprozessordnung („Codul de Procedura Penala“) 
 
Die letzte umfassende Änderung der Strafprozessordnung fand 2006 statt.55 Auf große 
Ablehnung stieß die neu eingeführte Möglichkeit, Telefongespräche und andere 
Kommunikationen in größerem Umfang als bisher abzuhören. Gemäß Art.91 (2) kann in 
besonderen Umständen die Staatsanwaltschaft Gespräche und Korrespondenz auch ohne 
vorherige richterliche Anordnung, bis zu 48 Std. überwachen. Diese Kompetenz ist vereinzelt als 
                                               
54
 Eingeführt durch Gesetz 521/2004. 
55
 Gesetz 356/2006. 
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massiver Bruch des Art.8 der europäischen Menschenrechtskonvention aufgefasst worden.56 
Die Vorschrift ist jedoch restriktiv auszulegen, da sie eine Anwendung nur für den Fall vorsieht, 
in dem eine richterliche Anordnung nicht rechtzeitig zu erhalten ist und die dadurch entstehende 
Verzögerung die Ermittlungen ernsthaft gefährdet. 
 
Art.91, der die elektronische Überwachung regelt, sieht diese u.a. auch zur Prävention, 
Aufdeckung und Sanktionierung von Korruptionsdelikten vor.57 Insbesondere bei Delikten, die 
durch ihre Heimlichkeit charakterisiert sind, stellt die elektronische Überwachung ein wichtiges 
Instrument der Ermittlungsbehörden dar. Die notwendigen Einschränkungen zum Schutz von 
Freiheitsrechten sind in einem Rechtstaat selbstverständlich. Dennoch sollte man sich die 
Schwierigkeiten vor Augen halten, die in Rumänien z.T. noch in der effektiven Zusammenarbeit 
zwischen Richtern und Staatsanwaltschaft bestehen. Ebenfalls nicht zu unterschätzen sind die 
vereinzelten politischen Einflussnahmeversuche auf Strafrichter, Ermittlungen zu verzögern. 
Gerade die unabhängige Antikorruptionsstaatsanwaltschaft benötigt hier ein Instrument, um dem 
effektiv entgegenzutreten. Das Strafgesetzbuch sowie die Strafprozessordnung werden 
momentan unter Mitwirkung internationaler Experten überarbeitet, um eine Harmonisierung mit 
dem EU-Recht und den in der EU üblichen Standards vorzunehmen. Das Inkrafttreten der 
neuen Gesetzestexte wird für 2008 erwartet. 
 
Die im Folgenden unter den Punkten 3. bis 8. kurz vorgestellten Gesetze bilden den wichtigsten 
Rahmen gegen Korruption auf administrativer Ebene.  
 
3. Gesetz 115/1996 „Gesetz über die Erklärung und Kontrolle der 
Vermögenswerte von Amtsträgern“ 
 
Zu kommunistischen Zeiten existierte in Rumänien das Vermögenserklärungsgesetz 18/1968, 
welches die Erklärung des Ursprungs eines jeden Vermögenswertes einer Person, privat oder 
Amtsträger, verlangte. Die gesamte Bevölkerung stand somit unter Generalverdacht und die 
Beweislast war zulasten des Bürgers umgekehrt. Mit der Annahme der neuen Verfassung 1991 
und der erneuten Schaffung eines Rechts auf Privateigentum hat sich dieses 
„Rechtsverständnis“ gewandelt. 
 
                                               
56
 Transparency International: „National Corruption Report 2007, April 2006-April2007“, verfügbar unter 
www.transparency.org.ro (letzter Zugang 2.8.2007). 
57
 Art.91 (1). 
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Insofern spricht das Vermögenserklärungsgesetz 115/1996 nicht die gesamte Bevölkerung an, 
sondern bestimmte Kategorien von Amtsträgern und Offiziellen und stellt einen wesentlichen 
Pfeiler im rumänischen Rechtssystem zur Aufdeckung von ungerechtfertigten 
Vermögensdiskrepanzen bei Amtsträgern dar. Diese Regelung stellt nicht zuletzt auch eine 
vertrauensbildende Maßnahme für die Bevölkerung dar. 
 
Laut Art.2 des Gesetzes müssen alle Personen in öffentliche Funktionen (die Bestimmungen 
betreffen die Mitglieder der Regierung, Abgeordnete, Beamte, weiters Personen mit 
Managementpositionen in Unternehmen mit mehrheitlicher Staatsbeteiligung (zu diesen  s.u. 
Pkt. 4)) eine schriftliche Vermögenserklärung abgeben. Nicht erfasst waren ursprünglich 
Personen, die lediglich auf Vertragsbasis im öffentlichen Dienst beschäftigt sind; das Gesetz 
87/2000 bezog zumindest leitende Vertragsangestellte mit ein (s. u. Pkt. 4 FN 63). 
 
Diese Erklärung muss eine Auflistung der eigenen Vermögensgüter, gemeinschaftlicher Güter 
mit Ehegatten sowie die Vermögensgüter unterhaltspflichtiger Kinder beinhalten.58  
 
Diese Angaben wurden bis zur Einführung der neuen Integritätsagentur (s.u. Pkt. IV. 4), auf die 
noch näher einzugehen ist, von speziellen Untersuchungskommissionen kontrolliert, die bei den 
Berufungsgerichten geschaffen wurden.  
Die Kontrollkompetenzen dieser Untersuchungskommissionen waren begrenzt, da weitgehend 
auf beizubringendes Material oder Zeugenaussagen zurückgegriffen werden musste. Die 
Beweislast lag nicht bei dem Untersuchten, dem weder Rechtfertigungs- noch 
Mitwirkungspflichten auferlegt wurden. Vielmehr bestimmte Art.13, dass Beweise für die 
Verteidigung beigebracht werden durften. Ermittlungsersuchen der Kommission mussten 
ihrerseits immer dokumentierendes Begleitmaterial enthalten.59 
 
Das Gesetz enthielt die Bestimmung, dass die Vermögenserklärung vertraulich und nicht 
einsehbar ist. Zur Förderung der Transparenz wurde diese Vorschrift durch das Gesetz 
                                               
58
 Art.3. Eine Modifizierung der zu erklärenden Güter wurde mit Gesetz 251/2004 dahingehend eingeführt, 
dass nunmehr der Erhalt von Geschenken und anderen Zuwendungen explizit geregelt wird. Alle 
erhaltenen Geschenke müssen innerhalb von 30 Tagen angegeben werden und solche mit einem Wert 
von über 200 Euro müssen entweder abgegeben, oder in der Höhe des Geschenkwertes abbezahlt 
werden. Sanktionen bei Nichtbefolgung sind aber nicht vorgesehen. 
59
 Art.11. 
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116/2003 dahingehend geändert, dass die Vermögenserklärungen nunmehr auf den 
entsprechenden Behördenwebseiten veröffentlicht werden.60  
 
Diese Veröffentlichungspflicht kann als sehr weitgehend betrachtet werden, da jeder Bürger die 
Vermögensverhältnisse jedes Amtsträgers, sowie u.U. seiner Familie zu jeder Zeit einsehen 
kann. Generell war das beschriebene Kontroll– und Selbstverpflichtungssystem jedoch nicht 
sehr effektiv, weshalb auch die Einrichtung einer Integritätsagentur (zu dieser s.u. Pkt. IV. 4 bei 
FN 105) insbesondere von internationaler Seite vorangetrieben wurde. 
 
4. Gesetz 78/2000 „Gesetz zur Aufdeckung, Prävention und Sanktion von 
Korruptionsakten“ 
 
Dieses Gesetz stellt eine Art Verhaltenskodex für alle Amtsträger auf. Sie sind angehalten, ihre 
Amtspflichten in Übereinstimmung mit den Gesetzen und den Verhaltensmaßnahmen für 
Berufsträger auszuüben.61 Ferner werden die im Strafgesetzbuch erwähnten 
Bestechungsdelikte spezialgesetzlich konkretisiert. Für bestimmte Bestechungen gegenüber 
Amtsträgern wird der Strafrahmen erhöht; diese Vorgaben wurden im aktuellen Strafgesetzbuch 
übernommen. Spezialgesetzliche Vorschriften gelten für Angestellte von Staatsunternehmen 
oder Unternehmen mit staatlicher Beteiligung. Danach wird die Bewertung von Staatsgütern 
unter Wert im Zuge von Privatisierungsaktionen sowie die Vergabe von „faulen“ Krediten durch 
staatliche Banken mit einer Freiheitsstrafe von 5-15 Jahren bedroht.62 
 
Das Vermögenserklärungsgesetz 115/1996 wurde dahingehend erweitert, dass auch Angestellte 
in Managementpositionen in Staatsunternehmen oder solchen mit staatlicher Beteiligung 
entsprechende Vermögenserklärungen abgeben müssen.63 Ebenfalls mit aufgenommen wurden 
auf Vertragsbasis Angestellte im öffentlichen Dienst, aber nur solche in leitender Stellung.64 Eine 
gravierende Lücke enthielt Art.4, der bestimmte, dass Geschenke mit lediglich „symbolischen 
Wert“ nicht angegeben werden müssen, ohne jedoch den unbestimmten Begriff zu definieren. 
Klärung brachte hier das Gesetz 251/2004 zur Regulierung von Geschenken.65  
                                               
60
 Zweites Buch, Titel I Art.3 des Gesetzes 116/2003. 
61
 Erweiterte wurde der Anwendungsbereich per Regierungseilentscheid 24/2004 auch um Bewerber, die 
für Abgeordnetenmandate und das Präsidentenamt kandidieren.  
62
 Art.10. 
63
 Art.3 (1). 
64
 Ebd. 
65
 S.o. Fn.58. 
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Art.19 sieht die Beschlagnahme aller durch die entsprechenden Straftaten erhaltenen Güter vor. 
Sollte das nicht möglich sein, muss der Äquivalenzwert vom Verurteilten in Geld zurückgezahlt 
werden. Damit schloss dieses Gesetz eine wichtige Lücke in Bezug auf einige der 
einschlägigsten Korruptionsakte in Rumänien, nämlich solche im Zuge von Privatisierungen von 
Staatseigentum.  
 
Wie oben bereits erörtert, sind hier z.T. ernorme Summen in private Hände geflossen. Ebenfalls 
positiv ist die weite Fassung des Begriffs „Amtsträger“. Die Strafverfolgungskompetenz für 
Delikte nach diesem Gesetz wird der spezialisierten Antikorruptionsstaatsanwaltschaft 
zugewiesen.66 Bei den Gerichten wurden besondere Antikorruptionssektionen eingerichtet, also 
spezialisierte Kammern.  
 
Eine wichtige Änderung  erfuhr das Gesetz im März 2007, indem bestimmte Arten des 
Bankbetruges entkriminalisiert wurden.67 Die Kreditvergabe im Gegensatz zu wirtschaftlichen 
Überlegungen oder die Verwendung von Krediten in Abweichung vom Kreditantrag wird nicht 
mehr eigenständig erfasst, soweit nicht die allgemeine Betrugsnorm greift.  
 
5. Gesetz 161/2003 „Gesetz zur Herstellung von Transparenz bei 
Amtsträgern, öffentlichen Positionen und der Wirtschaft und zur 
Prävention und Sanktion von Korruption“ 
 
Das sog. Interessenkonfliktsgesetz von 2003 ergänzt die voran vorgestellten Gesetze; diese 
gelten aber weiterhin. Ebenfalls neu eingeführt wird der Begriff des „Interessenkonflikts“. 
Interessenkonflikte werden in Titel IV als Situationen definiert, in denen ein Amtsträger (die 
Aufzählung reicht vom Präsidenten bis zu Beamten,) ein persönliches Interesse hat, das in 
irgendeiner Weise die objektive Durchführung seiner Amtspflichten negativ beeinflusst.68 
 
Amtsträger müssen darauf verzichten, Verwaltungsakte oder Entscheidungen vorzunehmen, die 
ihnen oder Verwandten pekuniäre Vorteile einbringen könnten. Im Kern handelt es sich also um 
die Durchsetzung von Befangenheitsregeln mit Mitteln des Strafrechts. Fälle dieser Art können 
von jedermann zur Anzeige gebracht werden, Ermittlungen werden jedoch ausschließlich von 
einer Kontrollbehörde innerhalb des Büros des Premierministers ausgelöst. Die Ermittlungen 
                                               
66
 Art.28. 
67
 Gesetz 69/2007. 
68
 Art.70. 
 
Seite 24 
 
  
werden nach der Entscheidung, ob ein hinreichender Tatverdacht vorliegt, an die 
Antikorruptionsstaatsanwaltschaft abgegeben. Im ersten Entwurf des Gesetzes war noch ein 
„Nationaler Integritätsrat“ (s.u. Pkt. IV. 4) für die Aufdeckung von ungeklärten 
Vermögenspositionen vorgesehen. Diese Institution sollte dem Parlament unterstellt sein und 
über eigene Ermittler verfügen. Die Einrichtung dieser Kontrollinstanz scheiterte damals noch an 
Bedenken des Finanzministeriums bezüglich der Vergabe neuer Haushaltsmittel für eine neue 
Behörde. 
 
Ferner werden in dem Gesetz Unvereinbarkeit bestimmter Positionen eingeführt. Zur 
Vermeidung von Interessenkonflikten sind bestimmte Ämter, z.B. Regierungsmitgliedschaft und 
Staatssekretäre, unvereinbar mit der gleichzeitigen Ausübung eines anderen öffentlichen Amtes, 
ausgenommen des Abgeordnetenmandats. Besonders wichtig ist, dass Amtsträgern, sowie 
Parlamentsabgeordneten jede bezahlte Position bei Privatunternehmen verboten ist, es sei denn 
es liegt ein „öffentliches Interesse“ vor.69 Das „öffentliche Interesse“ kann z.B. bei der Annahme 
von Aufsichtsratsmandaten in Staatsunternehmen vorliegen. 
Schließlich wurde, wie bereits oben unter Punkt 3 dargestellt,  durch das Gesetz die 
Verpflichtung eingeführt, die bis dahin vertraulich behandelte Vermögenserklärungen im Internet 
zu veröffentlichen.  
 
In erster Linie öffentlicher Druck und Medieninteresse haben die Einführung dieser Maßnahme 
bewirkt, die bisher auch eine hohe Befolgungsrate aufweist. Die Zahl der veröffentlichten 
Erklärungen betrug nach der Einführung der Vorschrift etwa 150.000.70 Obwohl sich die 
Veröffentlichungspflicht nur allgemein auf „Güter“ (Vermögenswerte, Immobilien, Kfz) bezieht 
und daher andere Werte, wie Dienstleistungen, bezahlte Urlaube oder billige Kreditvergaben 
nicht umfasst, ist dieser Schritt in Rumänien historisch einmalig und auch im Hinblick auf die 
teilweise mangelnde Transparenz im öffentlich Dienst in westeuropäischen Ländern, zu 
begrüßen.71 
 
Andere wesentliche Änderungen in Hinblick auf Gesetz 78/2000 haben für Korruptionsakte 
gegen die europäischen Gemeinschaften neue Tatbestände geschaffen.72 
 
                                               
69
 Art.82 (2). 
70
 S.o. Fn.44, S.36. 
71
 Die Grenze der zu erklärenden Werte wurde von 10.000 Euro auf 5000 Euro herabgesetzt. 
72
 Buch II, Titel I, Art.18. 
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6. Gesetz 7/2004 „Gesetz über Verhaltensmassregeln für Beamte“ 
 
Der sogenannte Verhaltenskodex für Beamte präzisiert den Begriff „Interessenkonflikt“, indem 
auf das öffentliche und das private Interesse abgestellt wird (und die Darstellung des 
Interessenkonflikts bei wesentlichen Abweichungen). Die anderen bestehenden Vorschriften 
sollen so vervollständigt werden.  
 
Eine Verbesserung ist die Einführung einer spezifischen Definition des persönlichen Interesses. 
Orientierung bot hier eindeutig eine Empfehlung des Ministerkomitees des Europarates.73 
Allerdings ist dieses Gesetz nur auf Beamte und nicht auf gewählte oder ernannte Amtsträger 
anwendbar, was vielfach kritisiert wurde. Das Gesetz enthält außerdem Richtlinien für eine 
effektive rechtsstaatliche Verwaltung, wie den Dienst für die Allgemeinheit, Respekt vor  der 
Verfassung, Vermeidung von Machtmissbrauch und Bürgerfreundlichkeit. All dies mag 
selbstverständlich klingen, es ist jedoch in einem Land wie Rumänien unerlässlich, sich die 
Fundamente einer rechtsstaatlichen Verwaltung immer wieder vor Augen zu halten, um so das 
geschichtliche Erbe und Jahrzehnte diametral entgegen gesetzter Verwaltungstraditionen zu 
überwinden. 
 
Der durch Gesetz in 2007 eingeführte „Ethic Councillor“ (Ethikberater) soll in jeder Behörde 
Ansprechperson in Fragen ethischen Verhaltens und Anwendbarkeit des Kodex sein.74 Der 
„Ethic Councillor“ übersendet regelmäßig Berichte an die Nationale Beamtenagentur. Diese 
Vertrauensposition kann eine zentrale Rolle bei auftretenden Gewissenskonflikten von Beamten 
spielen. Es ist daher unglücklich, dass Berichte dieser Vertrauensperson vom jeweiligen 
Behördenleiter genehmigt werden müssen und Berichte nicht auch auf eigene Initiative an die 
Disziplinarstellen weitergeleitet werden dürfen. Damit wird  die Autorität und Unabhängigkeit, mit 
der diese Institution ausgestattet sein sollte, nachhaltig geschwächt. 
 
7. Gesetz 7/2006 „Gesetz über den Status parlamentarischer Beamte“ 
 
Dieses relativ neue Gesetz ist ausschließlich auf Beamte anwendbar, die im rumänischen 
Parlament und seinen untergeordneten Institutionen arbeiten. Es reguliert die Rechte und 
                                               
73
 Europarat Ministerkomitee: Empfehlung 2000 (10), über Verhaltenskodizes für Amtsträger, 11.Mai 
2000, Art.13 (2). 
74
 Gesetz 50/2007 
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Verpflichtungen dieser Beamten. Hinsichtlich der Interessenkonflikte folgt das Gesetz den 
Vorschriften des Gesetzes 7/2000.  
 
Die Erfindung einer neuen „Beamtenkategorie“ (parlamentarische Beamte) im Regelwerk der 
Interessenkonflikte deutet auf eine gewisse Fragmentierung in der Gesetzessystematik hin.  
Hier ist auch ein gewisser „Übererfüllungskomplex“ des rumänischen Gesetzgebers zu 
erkennen,der durch „Aktionismus“ beweisen will, dass es die immer wieder kritisierte Korruption 
nachdrücklich bekämpft.  
 
8. Gesetz 571/2004 „Gesetz zum Schutz des Personals öffentlicher 
Institutionen und Autoritäten, das vor Rechtsbrüchen warnt“ 
 
Zur Vervollständigung der relevanten Bestimmungen des öffentlichen Dienstes soll noch kurz 
das Informationsschutzgesetz 571/2004 erwähnt werden, das den sog. “Whistleblower“, also 
Informanten, schützen soll. Art.4 des Gesetzes sieht vor, dass in Bezug auf Rechtsbrüche von 
Amtsträgern, die von anderen Amtsträgern zur Anzeige gebracht werden, die sonst geltenden 
innerbehördlichen Verhaltensregeln, z.B. über Geheimhaltung, keine Anwendung finden und 
somit kein Fehlverhalten vorliegen. 
 
Ebenfalls vorgesehen ist ein Schutz in Disziplinarverfahren dahingehend, dass eine 
Gutglaubensvermutung besteht und bei Untersuchungen Medienvertreter geladen werden 
können. Die Identität des Anzeigenden kann geheimgehalten werden, wenn der Angezeigte im 
Überordnungsverhältnis steht. Gemäß Art.9 können Disziplinarstrafen des Anzeigenden von 
Arbeitsgerichten aufgehoben werden, wenn diese Folge der im guten Glauben getätigten 
Anzeige waren. Dieses Gesetz schließt somit die Lücke des Informantenschutzes auf 
Verwaltungsebene. Im Jahr 2007 wurde bei dem durch Gesetz 161/2005 eingerichteten 
Antikorruptionsdepartment (s.u. IV, 2 bei FN 90) auch eine anonyme Telephonhotline 
eingerichtet. 
 
9. Gesetz 334/2006 “Gesetz über die Finanzierung von Wahlkämpfen und 
politischen Parteien” 
 
Durch das im Jahr 2006 eingeführte Gesetz wurde endlich auch der bisher weitgehend  
unbefriedigt geregelte Bereich der Parteien- und Wahlfinanzierungsgesetz wichtigen 
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zusätzlichen Tranzparenzregelungen unterworfen. Das vorher geltende Gesetz 34/2003 
begrenze für politische Parteien die Beträge der Jahresmitgliedschaft und setzte eine 
Obergrenze für Parteispenden fest. Die Gesamtsumme der jährlich zulässigen Zuwendungen für 
politische Parteien darf wie bisher 0,025 % des Staatsbudgets nicht überschreiten, in 
Wahljahren 0,050 %. Die vorherige Regelung, dass Spenden nicht veröffentlicht werden 
mussten wurde jedoch 2006 geändert. Nunmehr gilt eine Veröffentlichungspflicht im 
rumänischen Amtsblatt für Zuwendungen jeder Art. Erfasst sind nunmehr auch Zuwendungen 
von juristischen oder natürlichen Personen, die direkt oder indirekt von anderen Personen 
(juristisch oder natürlich) kontrolliert werden. Dadurch soll eine Umgehung der 
Finanzierungshöchstgrenzen durch Mittler erschwert werden. 
 
Das Gesetz trifft keine Regelung hinsichtlich etwaiger Interessenkonflikte aus Spenden von 
Unternehmen mit geschäftlichen Beziehungen zur öffentlichen Hand oder von anderen 
Institutionen, die ihrerseits von öffentlichen Zuwendungen profitiert haben. Ebenfalls negativ 
auswirken kann sich die Übertragung der Kontrollkompetenzen zur Parteien- und 
Wahlfinanzierung vom Rechnungshof auf eine neu geschaffene Kontrollbehörde, das 
„Permanente Wahlbüro“. Zum einen hat der Rechnungshof die ausreichende Kontrollexpertise, 
zum anderen fehlt den neuen Behörden noch die notwendige landesweite Infrastruktur, da erst 
eine Repräsentanz außerhalb von Bukarest eröffnet wurde. 
 
IV. Antikorruptionsinstitutionen 
 
Im Folgenden sollen die im Kampf gegen die Korruption relevantesten staatlichen Institutionen in 
Rumänien auf strafrechtlicher und administrativer Ebene vorgestellt werden. Ein besonderer 
Schwerpunkt soll dabei auf die neue „nationale Integritätsagentur“ gelegt werden, deren 
Entstehungsgeschichte hinsichtlich des EU- Beitritts Rumäniens eine besondere Rolle gespielt 
hat und von der internationalen Gemeinschaft hohe Anforderung gestellt wurden. 
 
1. Die Antikorruptionsstaatsanwaltschaft 
Die Nationale Antikorruptionsstaatsanwaltschaft (DNA)75 ist die wichtigste 
Strafverfolgungsbehörde für Korruptionsdelikte in Rumänien. Rechtsgrundlage ist die 
Regierungsnotverordnung 34/2002.76  
                                               
75
 Direcţia Naţională Anticorupţie (www.pna.ro). 
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Die Behörde ist Teil der Justiz, gleichzeitig jedoch als unabhängige Einheit ausgestaltet. Die 
Entstehungsgeschichte dieser spezialisierten Staatsanwaltschaft, die vielfach Gegenstand der 
Kommissionsberichte war,  bietet einen guten Überblick über das „Auf und Ab“ der gesamten 
Antikorruptionspolitik in Rumänien. 
 
Bis 2000 gab es die Behörde nicht und Korruptionsfälle oblagen der Zuständigkeit der 
allgemeinen Staatsanwaltschaft. Nach Erlass des Korruptionspräventionsgesetzes 78/2000 
wurde ein Antikorruptionsreferat bei der Generalstaatsanwaltschaft eingerichtet.77 Dies wurde 
als vielversprechender Schritt in Richtung einer zielgerichteten Bewältigung von 
Korruptionsdelikten in der Verwaltung angesehen. Dem Referat oblagen alle Ermittlungen im 
Anwendungsbereich des Gesetzes 78/2000. 
 
Die diese staatsanwaltliche Einrichtung betreffenden Vorschriften waren jedoch z.T. unklar 
formuliert, so dass z.B. keine Aussage über die Personalstrukturen und die materiellen Mittel 
getroffen wurden. Außerdem wurde der staatsanwaltliche Behördenleiter vom Justizminister 
ernannt und konnte auch jederzeit entlassen werden.78 
 
Im Jahr 2002 wurde nach wachsender internationaler Kritik zunächst die „Nationale 
Antikorruptionsstaatsanwaltschaft (NAPO)“ geschaffen.79 Im Unterschied zur vorherigen 
Organisation war die NAPO als unabhängige Einheit von der allgemeinen Staatsanwaltschaft 
mit Hauptsitz in Bukarest konzipiert, deren Zuständigkeit ausschließlich auf  Korruptionsdelikte 
beschränkt war. Geleitet wurde die Behörde von einem Generalstaatsanwalt und koordiniert 
vom rumänischen Generalstaatsanwalt beim Kassationsgerichtshof.  
 
Trotz dieser Fortschritte in der Entwicklung der Behörde konnte eine vollkommene 
Unabhängigkeit, insbesondere vom Justizministerium, nicht erreicht werden. Der 
                                                                                                                                                        
76
 Art.115 der rumänischen Verfassung erlaubt der Regierung den Erlass von sog. Notverordnungen, 
mithin Gesetzgebungskompetenzen von gewissem Umfang. Die Notverordnungen treten zwar sofort in 
Kraft, müssen aber innerhalb von 30 Tagen vom Parlament genehmigt werden. Sollte dies nicht 
geschehen, gilt die Notverordnung zwar als ungültig, die Ablehnung muss jedoch per Gesetz Regelungen 
hinsichtlich der Auswirkungen treffen, die die Notverordnung für die Zeit ihres Bestehens gezeitigt hat. 
Notverordnungen bedürfen besonderer Umstände, die es unzumutbar erscheinen lassen, den regulären 
Gesetzgebungsprozess zu beschreiten. 
77
 Art.28 (3). 
78
 So geschehen 2001, als der damalige NAPO Chefstaatsanwalt Ovidiu Budusan Ermittlungen bezüglich 
illegaler Wahlfinanzierung der damaligen Regierungspartei aufnahm. Er wurde später per Gerichtsurteil 
wieder in seine Position eingesetzt. 
79
 „National Anticorruption Prosecution Office (NAPO). 
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Generalstaatsanwalt wurde vom Präsidenten auf Empfehlung des Justizministers auf Vorschlag 
des obersten Magistratsrates  ernannt und entlassen. 
 
Eine Veränderung erfuhr die Behörde durch das Gesetz 161/2003.80 Die NAPO erhielt nunmehr 
finanzielle Unabhängigkeit von der Generalstaatsanwaltschaft.81 Zur Limitierung der 
Fallanzahlen wurden darüber hinaus die Eingangsbestechungssummen, die Ermittlungen 
auslösen, erhöht. Der Rest der Fälle, insbesondere Bagatellfälle, wurde an die allgemeinen 
Staatsanwaltschaften verwiesen.82 
 
Mit Regierungsnotverordnung 24/2004 wurde die Rechtsgrundlage der Behörde erneut 
geändert, um auf die wachsende Kritik hinsichtlich der Ineffektivität der NAPO zu reagieren. Die 
Personalkapazität wurde um 25% aufgestockt und die finanzielle Unabhängigkeit derart 
gestärkt, dass die Ausgabenentscheidung allein beim Behördenleiter lag und nicht mehr beim 
Justizministerium.83  
 
Mit dem Gesetz 247/2005 zur Reform der Justiz und der Eigentumsrechte hat die neu gewählte 
rumänische Regierung die Ernennung und Entlassung des rumänischen Generalstaatsanwalts 
sowie des Generalstaatsanwalts der NAPO vollständig auf die Exekutive, d.h. den Präsidenten 
und den Justizminister übertragenund den Magistratsratausgeschaltet.Ein Reihe von 
Entlassungsgründen u.a. mangelnde Effizienz wurden eingeführt. Ebenfalls im Jahre 2005 
wurde die Behörde in „Nationales Antikorruptionsdepartment“ (DNA) umbenannt.84 
Vorausgegangen war dem eine Entscheidung des rumänischen Verfassungsgerichtshofes, die 
der Antikorruptionsstaatsanwaltschaft die Kompetenz absprach, in Korruptionsfällen gegen 
Parlamentarier zu ermitteln.85 Die Notverordnung 134/2005 stellte diese Kompetenz wieder her. 
 
Beeinflusst von Forderungen der EU endlich auch die sog. „high level“ Korruption anzugehen, 
wurde die Eingangsbestechungssumme auf 10.000 Euro und der Schadenssumme auf 200.000 
Euro angehoben. Höchst wichtig im Hinblick auf notwendige Mitwirkung von Beteiligten in 
Korruptionsdelikten war die Einführung der Möglichkeit eines „Deals“ mit der Staatsanwaltschaft, 
nach dem die Strafe um die Hälfte reduziert werden kann, wenn der Angeklagte mit dem 
                                               
80
 S.o. III. 5. 
81
 In Rumänien das sog. “Public Ministry”. 
82
 3000 Euro Bestechungssumme bzw. 10.000 Euro Schaden. 
83
 Bisher entschied der rumänische Generalstaatsanwalt über Ausgaben und Anschaffungen. 
84
 Notverordnung 134/2005. 
85
 Verfassungsgerichtshofentscheidung 235/2005. 
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Staatsanwalt kooperiert. Dadurch wird ergänzend zur Straffreiheit bei Selbstanzeige nach Art 
309 (5) und 312 (3) Strafgesetzbuch (s.o.) ein zusätzlicher Anreiz für (Mit-)täter geschaffen, an 
der Strafverfolgung mitzuwirken. 
 
In den Berichten der europäischen Kommission wurde auch immer wieder auf die Stärkung der 
Antikorruptionsstaatsanwaltschaft gedrungen. Die Modifizierungen im Jahr 2005 fanden Lob und 
Anerkennung.86 Bemängelt wurden jedoch das Ausbleiben von konkreten Anklagen in 
prominenten Fällen und die wiederholten Versuche politischer Einflussnahme auf die Behörde.87 
 
Heute verfügt das Antikorruptionsdepartment über etwas mehr als 350 Personalstellen im 
ganzen Land, davon etwa 150 Staatsanwälte und 200 Polizeibeamte und administratives 
Personal. Nach eigenen Angaben wurde im Jahre 2006 in 2625 Korruptionsfällen ermittelt und 
127 davon wurden zur Anklage gebracht.88 Angesichts des beschriebenen Ausmaßes der 
Korruptionsproblematik mag dieses Ergebnis enttäuschen, zumal noch immer keine 
Verurteilungen in Fällen schwerwiegender Korruption erreicht wurden.  
 
Berücksichtigt werden sollte aber die schwierige Entstehungsgeschichte dieser Behörde, die in 
den Jahren seit ihrer Entstehung ein stetes Hin und Her um Kompetenzen und administrativen 
Überbau erlebt hat.  
 
Für Aufsehen sorgte jüngst ein erneuter Versuch seitens des Justizministeriums, auf die Arbeit 
der Behörde Einfluss zu nehmen.89 Vor diesem Hintergrund sollte die bisherige Schwäche der 
DNA nicht dazu verleiten, Rumänien den generellen politischen Willen abzusprechen 
Korruptionsfälle endlich so zu behandeln, wie dies von EU Seite angemahnt wird.  
 
Es bleibt daher abzuwarten, wie sich die Behörde, auch gerade im Zusammenspiel mit der 
neuen Integritätsagentur, 7 Monate nach dem EU Beitritt Rumäniens in Zukunft 
Korruptionsfällen annehmen wird. 
 
 
                                               
86
 S.o. Fn.23, S.13-14. 
87
 S.o. Fn.34, S.34-35. 
88
 2006 Bericht verfügbar unter www.pna.ro (letzter Zugang 6.8.2007). Angaben zu Verurteilungen finden 
sich noch nicht. 
89
 Einer der Staatsanwälte der Behörde sollte wegen angeblicher Ineffizienz entlassen werden. Siehe 
dazu auch: Interview mit der ehemaligen rumänischen Justizministerin Monica Macovei in „Der Standard“ 
vom 20.5.2007, verfügbar unter http://derstandard.at/?url=/?id=2887666 (letzter Zugang 4.8.2007). 
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2. Das Antikorruptionsdepartment im Innenministerium 
 
Geschaffen durch Gesetz 161/200590 ist das Antikorruptionsdepartment (DGA)91 die 
hauptzuständige Stelle zur Prävention und Aufdeckung von Korruption innerhalb des 
Innenministeriums und besonders der Polizei. Diese Abteilung ist von enormer Wichtigkeit, da in 
Rumänien die Beamten der gesamten Verwaltung, d.h. bis hinunter zu Gemeinden und die 
Polizeiorgane dem Innenministerium unterstellt sind. 
 
Die DGA als interne Ermittlungsbehörde hat polizeigleiche Kompetenzen und ermittelt 
eigenständig oder auf Bürgeranzeige innerhalb des Verwaltungsapparates. Sie besteht aus 
Staatsanwälten und Polizeibeamten. Zu ihrer Aufgabe gehört auch die Prävention, daher hat die 
Abteilung hat in der Vergangenheit umfangreiche Kampagnen gegen Korruption zur Aufklärung 
in der Öffentlichkeit in verschiedenen Medien durchgeführt. 
 
Laut dem bisher einzigen veröffentlichten Bericht für den Zeitraum Januar-April 2006, wurde 
insgesamt gegen 154 Personen wegen Bestechungsdelikten ermittelt, von denen 18 in Haft 
genommen wurden.92 Seitdem gibt es leider keine Informationen über die Zahl der Ermittlungen 
und Verurteilungen. Die bekannt gegebenen Fallzahlen stimmen angesichts der gerade im 
Polizei- und Verwaltungsapparat verbreiteten Korruption nicht über die Massen optimistisch.  
 
Auch auf die DGA gab es mehrere politische Einflussnahmen. Im März 2007 wurde die 
Behördenleitung ausgewechselt. Besonders heikel war die Tatsache, dass gegen Mitglieder der 
Evaluierungskommission teilweise selbst Ermittlungen geführt wurden. Diese Umstände haben 
ein schlechtes Licht auf das gesamte Ministerium geworfen und es ist abzuwarten, ob die Arbeit 
der DGA dadurch generell beeinflusst wird. 
 
Die DGA hat in diesem Jahr bereits einige Antikorruptionskampagnen gestartet, wie z.B. eine 
anonyme Telefonhotline (TELVERDE) sowie eine Informationskampagne über 
Verhaltensmassregeln für Justizangestellte. 
 
 
                                               
90
 Noch einmal geändert durch Notverordnung 120/2005. 
91
 „Directia General Anticoruptia“. 
92
 Verfügbar unter www.mai-dga.ro (letzter Zugang 7.8.2007). 
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3. Andere Institutionen 
 
Auch andere staatliche Institutionen in Rumänien spielen eine Rolle in der 
Korruptionsbekämpfung. Auf sie wird aus Gründen der Übersichtlichkeit hier nur kurz 
eingegangen. 
 
(a) Das Direktorat für die Prävention und Untersuchung von Korruption und 
Betrug im Ministerium für Verteidigung 
 
Das Verteidigungsministerium hat eine eigene, relativ neue, interne Antikorruptionsabteilung, die 
von einem Staatsanwalt geleitet wird. Die im Verteidigungsministerium aufgedeckten 
Korruptions- und Bestechungsstraftaten fallen in den Zuständigkeitsbereich der 
Militärstaatsanwaltschaft. Zwar ist es einerseits durchaus richtig, dass gerade der Bereich 
militärischer Beschaffung wegen der hohen involvierten Summen für Korruptionsdelikte 
besonders anfällig ist. Dennoch erscheint es problematisch, dass hier wieder eine neue 
Parallelstruktur geschaffen wurde. Ob dies wegen der Abgeschlossenheit der Armee nach 
Außen im Vergleich zu anderen Institutionen notwendig war, wird die Zukunft zeigen. 
 
(b) Der Rechnungshof (Chamber of Accounts) 
 
Der Rechnungshof fungiert als externes Kontrollinstrument zusätzlich zu dem internen 
„Auditing“, dass von behördeninternen Stellen wahrgenommen wird. Geschaffen wurde der 
Rechnungshof 1992 als oberste nationale finanzielle Kontrollinstanz.93 Er steht unter der 
Kontrolle des Parlaments, durch das auch die Benennung der Leitung erfolgt. Hauptaufgabe ist 
die „ex post“ Kontrolle aller öffentlichen Ausgaben. Der anzulegende Prüfungsmaßstab bestimmt 
sich nach den Gesichtspunkten der Notwendigkeit, Effizienz und Wirtschaftlichkeit der 
Ausgaben. Je nach Untersuchungsergebnis bei einer Unregelmäßigkeit werden die Fälle bei 
einer administrativen Ordnungswidrigkeit an die Finanzgerichtsbarkeit oder im Fall einer Straftat 
an die Staatsanwaltschaft abgegeben.94 
Wichtig ist die Unabhängigkeit bei Ermittlungen, die nur durch das Parlament gestoppt werden 
können. Die Unabhängigkeit des Rechnungshofes wird allgemein anerkannt und insbesondere 
die stichprobenartig ausgeführten Kontrollen haben in der Vergangenheit Wirkung gezeigt.  
                                               
93
 Gesetz 94/1992. Zuletzt geändert durch Notverordnung 43/2006. 
94
 Im Fall eines Korruptionsdelikts an die DNA. 
 
Seite 33 
 
  
 
(c) Das Antibetrugsdirektorat beim Büro des Premierministers (DLAF) 
 
Rumänien ist der erste EU Mitgliedsstaat, der eine spezialisierte Behörde geschaffen hat, die die 
Verwendung von EU Mitteln kontrolliert. Im Zeitraum 2007-2013 werden voraussichtlich 31 
Billionen Euro aus Gemeinschaftsmitteln, hauptsächlich für strukturelle Entwicklung an 
Rumänien fließen. Ebenfalls wird eine Vielzahl von Förderungsprogrammen die Integration 
begleiten. Aus diesem Grund wurde das Antibetrugsdezernat bei der Kanzlei des 
Premierministers im Juni 2005 ins Leben gerufen.95 
 
Zwar umfasst die Zuständigkeit nur Betrugstaten um fälschlicherweise in den Genuss von EU 
Mitteln zu kommen. Die Behörde ergänzt aber die Antikorruptionssystematik in sinnvoller Weise, 
da einerseits die häufig komplizierten Vergaben und Verrechnungsregeln ein Spezialwissen 
erfordert, andererseits gerade dieser Bereich wegen der hohen Geldsummen besonders anfällig 
sein wird für Betrugsversuche, die im Einzelfall auch mit versuchten Bestechungen Hand in 
Hand gehen werden. DLAF bearbeitet auch Gesuche der europäischen Antibetrugsbehörde 
OLAF96 und leitet eigene Erkenntnisse an die Antikorruptionsstaatsanwaltschaft (dann) weiter. 
Die Behörde hat auch die Kompetenz eigene Vor-Ort-Kontrollen durchzuführen. 
 
(d) Die Nationalbehörde für Regulierung und Überwachung öffentlicher 
Beschaffungen 
 
In jedem Land bieten öffentliche Beschaffungsmaßnahmen umfangreiche Gelegenheit für 
Korruption, da öffentliche Gelder durch ein System von verschiedenen Verwaltungsvorgängen, 
unter Beteiligung von mehreren Personen, geschleust werden. Aufgrund dieser Verwundbarkeit 
ist hier eine besondere Überwachung angezeigt. Die Bestimmungen für öffentliche Beschaffung 
finden sich in einer Vielzahl von unterschiedlichen Regelungen für verschiedene Behörden. Im 
Jahr 2005 wurde eine gemeinsame Überwachungsbehörde für Beschaffungsmaßnahmen 
errichtet, die dem Finanzministerium angegliedert ist.97  
 
                                               
95
 “Departmentul pentru Lupta Anitfrauda“, Gesetz 411/2005. 
96
 „Office de Lutte Anti-Fraude“. 
97
 National Authority for Regulation and Monitoring of Public Procurement (ANRMAP). 
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(e) Die Nationale Beamtenagentur 
 
Die Beamtenagentur soll als Garant der Integrität und Professionalität des rumänischen 
Beamtenkorps fungieren und hauptsächlich die Einhaltung der bereits erwähnten 
Verhaltensmassregeln (s.o.) für Beamte überwachen.98 Regelmäßig sind Berichte über die 
Untersuchungsergebnisse hinsichtlich des Verhaltenskodexes für Beamte abzufassen, die 
jedoch bezüglich aufgedeckten Fehlverhaltens in Verbindung mit Korruption eher unergiebig 
sind.99 Jeder Bürger kann sich mit der Beschwerde an die Agentur wenden, dass ein Beamter 
die Verhaltensmassregeln nicht eingehalten hat. In diesem Fall hat die Agentur 
Ermittlungskompetenz und kann Empfehlungen an die entsprechende Verwaltungsbehörde 
abgeben, jedoch nicht über behördeninterne Entscheidungen hinausgehen. Daher ist dieses 
Instrument im Vergleich zu anderen auch eher schwach. 
 
(f) Der oberste Magistratsrat (CSM) 
 
Der Magistratsrat ist laut Art. 133 der rumänischen Verfassung der Garant für die 
Unabhängigkeit der Justiz.100 Der Rat repräsentiert die Mitglieder der Justizorgane in personeller 
und administrativer Hinsicht und kontrolliert die Einhaltung der Berufspflichten.101 Er spielt 
zudem eine zentrale Rolle beim Schutz gegen Einflussnahmen auf die Justiz.  
 
Jede politische oder wirtschaftliche Einflussnahme von Außen gegen die Unabhängigkeit der 
Justiz soll vom Rat registriert werden.102 Da viele Korruptionsfälle in der Justiz aus politischem 
Druck resultierten, ist die Schaffung des Rates als unabhängige Repräsentanz der Justiz ein 
wesentliches Element ihrer Stärkung nach Außen. 
In der Vergangenheit war der Rat jedoch oftmals nicht allzu effektiv bei der Ausübung der 
Kontrolle hinsichtlich der Verhaltensmassregeln von Richtern und Staatsanwälten. Er sieht sich 
noch immer mehr als ein Bollwerk nach Außen als   ein justizinternes Kontrollinstrument. Der 
CSM war auch immer wieder Gegenstand der Kritik, unter anderem auch in den 
Fortschrittsberichten der Kommission. So soll z.B. die Qualität der Urteile einer besseren 
                                               
98
 Geschaffen durch Gesetz 188/1999 über den Status von Beamten. 
99
 Verfügbar unter www.anfp-map.ro (letzter Zugang 8.8.2007). 
100
 „Consiliul Superior al Magistraturii“ (CSM). http://www.csm-just.ro/csm/ 
101
 Gesetz 317/2004. 
102
 Art.107 Gesetz 116/2003. 
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Kontrolle unterliegen.103 Auch wurden Bedenken hinsichtlich vorliegender Interessenkonflikte 
einiger Ratsmitglieder geäußert.104 
 
4. Die Nationale Integritätsagentur (ANI) 
(a) Hintergrund-Entstehung 
 
Die Begleitumstände um die Schaffung der Integritätsagentur (ANI)105 zur Überprüfung von 
Vermögenserklärungen waren in den letzen 2 Jahren besonders emotional aufgeladen und 
vielfach im Fokus internationaler Berichterstattung. 
 
Dieses besonders von der ehemaligen Justizministerin Monica Macovei vorangetriebene Projekt 
wurde im Jahr vor dem EU-Beitritt von der Kommission aufgegriffen und zu einem Kriterium für 
den Beitritt gemacht. Ausgangspunkt für den ersten Gesetzesentwurf war die anerkannte 
Notwendigkeit, die Verpflichtung zur Angabe von Vermögenswerten auch auf administrativer 
Ebene mit einem Kontrollelement zu versehen. Die Gründung einer solchen Agentur wird bereits 
in der Antikorruptionsstrategie 2005-2007 erwähnt. Da der Agentur umfangreiche 
Kontrollmöglichkeiten zugestanden werden sollten, gab es entsprechenden Widerstand von 
Seiten des Parlaments. Das Gesetz, das vielfachen Änderungen unterworfen war, wurde am 
9.5.2007 verabschiedet.  
 
Im Folgenden soll die Entwicklung, die zur Einrichtung dieser in Europa wohl einmaligen Agentur 
geführt hat, sowie die maßgeblichen gesetzlichen Grundlagen aufgezeigt werden. Ebenso sollen 
in einer kurzen Bewertung einige Problemstellen beleuchtet werden, die die Arbeit der 
Integritätsagentur beeinträchtigen können, sowie kurz einige verfassungsrechtliche Fragen 
dargestellt werden. 
 
Nach Ausarbeitung im Justizministerium wurde der Gesetzentwurf im Juli 2006 erstmals dem 
Parlament zugeleitet, dort jedoch abgelehnt. Streitig waren die Kompetenzbefugnisse sowie die 
administrative Einbindung und Kontrolle. Im Monitoringbericht der Kommission im September 
2006 wurde zum ersten Mal auf die ANI Bezug genommen und ihre Einrichtung zur 
Überwachung von Vermögenserklärungen und Aufdeckung von Inkompatibilitäten gefordert.106 
                                               
103
 S.o. Fn.30, S.7. 
104
 S.o. Fn.34, S.35. 
105
 „Agentia Nationala de Integritate“ (ANI). 
106
 S.o Fn.34, S.10; zur Unvereinbarkeitsregeln s.o. 
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Die Kommission bemängelte in ihrem Bericht den Versuch des Parlaments, die Kompetenzen 
der Agentur zu beschneiden.107 
 
Nach dem Wechsel an der Spitze des Justizministeriums wurde der Gesetzesentwurf in Teilen 
überarbeitet und im Mai 2007 vom Parlament verabschiedet.108  
 
Durch Regierungsnotverordnung vom 30.5.2007 wurden erneut Änderungen vorgenommen.109 
Als Begründung für diese Eilentscheidung wurde angeführt, dass die Behörde möglichst schnell 
ihre Arbeit aufnehmen müsse. Außerdem wurden einige Kritikpunkte von internationalen 
Beobachtern berücksichtigt. Die Verordnung änderte auch bestehende Gesetze ab und hob 
einige Vorschriften auf. 
 
Die endgültige Form, die das Gesetz durch die Notverordnung erhalten hatte, wurde vom 
Abgeordnetenhaus des Parlaments am 25.6.2007 bestätigt.110 Die Zustimmung des Senats, der 
2.Parlamentskammer, steht noch aus. 
 
Zum Zeitpunkt des Entstehens dieses Beitrages hat die Integritätsagentur ihre Arbeit noch nicht 
aufgenommen. Die endgültige Konstituierung wird für Oktober 2007 erwartet. 
 
(b) Kompetenzen 
 
Die Hauptaufgabe der Behörde ist die Aufdeckung von Interessenkonflikten und die Überprüfung 
der Vermögenswerte, die jemand während der Ausübung eines Amtes erhalten hat. Dazu gehört 
insbesondere die Überprüfung der abzugebenden Vermögenserklärungen. Art.39 des Gesetzes 
präzisiert in insgesamt 35 Kategorien den Personenkreis, der eine Vermögenserklärung 
abzugeben hat. Dazu gehören Abgeordnete, Regierungsmitglieder, Richter, Staatsanwälte, alle 
sonstigen Beamte sowie Personen in leitender Position in Unternehmen mit staatlicher 
Mehrheitsbeteiligung. Noch immer nicht erfasst sind einfache Vertragsangestellte im öffentlichen 
Dienst, sondern nur wie bisher die Führungspositionen. 
 
                                               
107
 Ebd. S.13. 
108
 Gesetz 144/2007. 
109
 Notverordnung 49/2007. 
110
 Gesetz 505/2007. 
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Das zu erklärende Vermögen richtet sich weiterhin nach Art.3 (1) des Gesetzes 115/1996 (s.o. 
Pkt. 3) und umfasst neben dem eigenen auch das des Ehepartners und der unterhaltspflichtigen 
Kinder. Auch die Definition des Interessenkonflikts in Gesetz 115/1996 wird beibehalten. Gemäß 
Art.43 startet eine Vermögensüberprüfung, wenn nach erster Untersuchung Anhaltspunkte für 
eine Gesetzesübertretung bestehen. Die Ermittlungen durch sog. Inspektoren können per 
Anzeige oder „ex officio“ aufgenommen werden. Überprüft wird, ob eine offensichtliche 
Diskrepanz zwischen den Einkünften und dem tatsächlichen Vermögen vorliegt.111 Die 
Offensichtlichkeit ist gegeben, wenn wenigstens eine Differenz in Höhe von 10.000 Euro 
zwischen dem bestehenden Vermögen und den Einkünften besteht. Art.4 bestimmt ferner, dass 
bei einer solchen festgestellten „Inkompatibilität“, d.h. einer ungerechtfertigten Diskrepanz, die 
zuständigen Behörden informiert werden müssen. 112 Das zuständige Gericht muss im Fall der 
Erlangung einer Beschlagnahme informiert werden, die Finanzbehörden im Fall eines 
Steuervergehens sowie die zuständige Staatsanwaltschaft, im  Fall eines Strafdelikts. 
 
Der ANI wurden auch besondere Ermittlungskompetenzen zuerkannt:  alle öffentlichen 
Körperschaften sowie private juristische Personen müssen ihr auf Nachfrage die Dokumente zur 
Verfügung stellen, die für die Erstellung eines Berichts notwendig sind.113 Für den Fall der 
Weigerung sind Strafzahlungen von 200 RON (ca. 65 Euro) pro Tag fällig.114 Zu diesen 
Auskunftspflichtigen gehören bei wörtlicher Auslegung des Gesetzes auch Banken, sodass 
diese sich gegenüber der ANI nicht auf das Bankgeheimniss berufen können. Auf den ersten 
Blick wurde eine sehr weitreichende Kompetenz für das Vordringen in den Privatbereich von 
Personen geschaffen. 
 
Die festzulegenden Sanktionen umfassen die Beschlagnahme der inkompatiblen Güter, d.h. die 
unerklärbare Bereicherung, Disziplinarmaßnahmen, ausgeübt durch die Dienstbehörde des 
Amtsträgers und Mitteilung an die zuständige Steuerbehörde. Der Bericht über die Feststellung 
ungerechtfertigter Vermögenswerte wird zudem auf der Webseite der ANI veröffentlicht.  
 
 
 
                                               
111
 Die „ex officio“ Ermittlungen werden durch den Behördenleiter ausgelöst. 
112
 Art.4 (3. c). 
113
 Artt. 5, 6. 
114
 Art.49 (1). 
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(c) Struktur 
 
Die Artt.12ff. bestimmen die Organisationsstruktur der Behörde. Die Agentur soll mit 
Rechtspersönlichkeit ausgestattet und ihren Hauptsitz in Bukarest haben. Das Personal besteht 
aus einem Präsidenten, einem Vizepräsidenten, den Inspektoren und Verwaltungspersonal. Der 
Präsident und der Vizepräsident  werden vom rumänischen Senat ernannt.115 Die maximale 
Planstellenzahl ist 200. Mit  der Errichtung eines Nationalen Integritätsrates wird eine eigene 
parlamentarische Kontrollinstanz zur Überwachung der Nationalen Integritätsagentur 
geschaffen.116 Der Rat wird vom Senat ernannt und besetzt mit Mitgliedern unterschiedlicher 
staatlicher Einrichtungen. Jede Senatsfraktion und jede Fraktion des Abgeordnetenhauses 
entsendet je ein Mitglied. Hauptaufgabe ist die Aufsicht über die Integritätsagentur und die 
Ernennung und Entlassung der Behördenleitung.  
 
Der Rat spricht ebenfalls Empfehlungen hinsichtlich der Strategie und der Aktivitäten der 
Agentur aufgrund eines von ihr zu erstellenden Vierteljahresberichtes aus. Der Integritätsrat wird 
vierteljährlich oder wenn notwendig zusammengerufen. 
 
(d) Bewertung 
 
Nach Verabschiedung der gesetzlichen Voraussetzungen, die wie dargestellt von vielen 
Widerständen begleitet war, kommt es in Zukunft auf die zügige Gesetzesimplementierung an, 
um der neuen Agentur einen guten Arbeitsstart zu ermöglichen. Obwohl die Agentur ein in 
Europa bisher einmaliges administratives Instrument zur Aufdeckung von Interessenkonflikten 
darstellt, ist die gesetzliche Struktur mit Einschränkungen belastet, die sich auf die 
Unabhängigkeit und Effektivität der Behörde negativ auswirken können. 
 
Im Unterschied zur Untersuchungskommission im Vermögenserklärungsgesetz 115/1996 hat die 
zentralisierte Struktur der Integritätsagentur zunächst den Vorteil, weitgehend unabhängig fast 
alle Verwaltungsmitarbeiter unterschiedlicher Behörden überwachen zu können und ist ihrerseits 
durch nach Außen geübte Transparenz (Berichte, Veröffentlichungen) leichter zu kontrollieren.  
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 Art.18 (1). 
116
 Art.33. 
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Die Inspektoren dürfen keine Anweisungen von anderen öffentlichen Einrichtungen oder 
Behörden erhalten. Ebenfalls vorteilhaft auswirken wird sich die durch die Notverordnung 
bewirkte Absenkung der „offensichtlichen Differenzsumme“ von 20.000 Euro auf 10.000 Euro.117  
 
Gleichfalls von Bedeutung hinsichtlich der Beweislastproblematik ist die Ersetzung des Begriffs 
„unerlaubt erlangtes Vermögen“ in Art.4 (3a) mit „ungerechtfertigt erlangtem Vermögen“ durch 
die Notverordnung. Es ist davon auszugehen, dass „ungerechtfertigt“ nicht „rechtswidrig“ im 
strafrechtlichen Sinne meint, da es sich bei der ANI in erster Linie um ein administratives 
Überwachungsinstrument handelt. Im Gesetz findet sich keine Definition oder nähere 
Erläuterung zu diesem Begriff. 
 
Negativ wirkt sich zunächst die etwas unlogische Gesetzesstruktur aus. Kapitel I lautet zwar 
„Allgemeine Vorschriften“, enthält jedoch den gesamten detaillierten Überprüfungsmechanismus 
und springt somit sofort „in medias res“. Unterbrochen wird die Darstellung durch Kapitel II-IV mit 
organisatorischen und Strukturfragen, um dann in Kapitel VI „Vermögensüberprüfung, 
Interessenkonflikte und Inkompatibilitäten“ wieder an die Überprüfungskompetenzen aus Kapitel 
I anzuknüpfen. 
 
Ebenfalls zu bemängeln ist, dass die Behördenleitung der ANI nunmehr für 4 anstelle von 3 
Jahren, wie dies der ursprüngliche Gesetzesentwurf von 2006 vorsah, ernannt wird. Da die 
Ernennung durch den Senat erfolgt, dessen Legislaturperiode ebenfalls 4 Jahre beträgt und aus 
dessen Mitte sich auch der Integritätsrat teilweise zusammensetzt, besteht die Gefahr, dass die 
Struktur der ANI Autoritäten (Agentur und Integritätsrat) immer nur die jeweilige politische 
Zusammensetzung des Senats bzw. des Abgeordnetenhauses widerspiegelt und keine 
Überschneidung mit einer anderen politischen Zusammensetzung möglich sind. Die Möglichkeit, 
dass in Zukunft Ernennungen weniger Ergebnis langfristiger Überlegungen sondern vielmehr 
politischer Verhandlungen sind, ist nicht von der Hand zu weisen. Die zukünftige Effektivität der 
Behörde wird entscheidend von einem überparteilichen und transparenten Ernennungsprozess 
der Behördenleitung und des Integritätsrates abhängen. 
 
Bedenklich erscheint auch die Art und Weise wie das ANI-Gesetz die eigentlich 
selbstverständliche Tatsache behandelt, dass die effiziente Verfolgung von Korruptionsdelikten 
wegen ihres Heimlichkeitscharakters in großen Ausmaß der Mitwirkung von Personen aus dem 
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Umfeld der Täter abhängen. Wie bereits ausgeführt, können Untersuchung „ex officio“ oder 
durch Anzeige von natürlichen Personen ausgelöst werden.118 Art.3 (4) verlangt jedoch, dass 
Anzeigen unterschrieben werden. Dieses Kriterium verhindert aber vertrauliche Beschwerden.119 
Ebenfalls müssen der Beschwerde Unterlagen beigefügt werden, auf denen der Vorwurf beruht. 
Zudem sieht Art.50 (2) strafrechtliche Sanktionen im Falle „unwahrer Behauptungen“ und 
„Beweistäuschung“ vor.120  
 
Diese Kombination wird es voraussichtlich erschweren, „Insiderbeschwerden“ aus dem Milieu 
eng verflochtener Korruptionsstrukturen zu erhalten.  
 
Des Weiteren sind Inspektoren der Agentur in ihren Ermittlungen gemäß Art.8 an den „Umfang 
der Beschwerde“ gebunden. Bei wörtlicher Auslegung würde das bedeuten, dass hier eine 
enorme Schranke zur effektiven Vermögensdiskrepanzaufklärung geschaffen wurde.  
 
Üblicherweise bildet eine Beschwerde nur einen Anstoß zu weitergehenden Ermittlungen und ist 
somit vielfach lediglich die „Spitze des Eisbergs“. Ziel der Untersuchungen muss gerade sein, 
die nicht sichtbaren und in Beschwerden nicht erfassten Vorgänge zu untersuchen. 
 
Die Untersuchungsinspektoren haben auch nicht das Recht, Zeugen vorzuladen oder bei 
Gericht Untersuchungsbefehle zu erwirken.121 Experten können nicht ohne Einverständnis der 
zu untersuchenden Person gehört werden.122 
Diese Beschränkungen werden sich mit großer Wahrscheinlichkeit erschwerend auf 
Untersuchungen auswirken und damit auch auf die Möglichkeit, gerade bei hochrangigen 
Amtsträgern Interessenkonflikte zu Tage zu fördern. 
 
Ein weiteres Problem sind die weiterhin bestehenden Dissonanzen mit anderen gesetzlichen 
Bestimmungen, die zu Anwendungsüberschneidungen führen. Laut Art.54 gelten die neuen 
Bestimmungen ergänzend zum Vermögenserklärungsgesetz 115/1996 anstatt dieses, wie 
                                               
118
 Art 3 (1) spricht hier von „interessierten“ Personen. Alleine das Kriterium des Interesses, das bietet 
schon Anlass, die Untersuchungen einzuschränken, da dieses wohl erst festgestellt werden muss i.S. 
einer Rechtfertigung und daher „mangelndes Interesse“ für die Begründung für Untätigkeit herhalten kann. 
119
 Dieses Kriterium erscheint auch im Hinblick auf Art.33 der von Rumänien ratifizierten UN Konvention 
gegen Korruption als problematisch, der den Schutz von Auskunftspersonen fordert. 
120
 Eingeführt wurde diese Strafbewehrung vor allem, um vor politisch motivierten Falschaussagen und 
Denunziationen zu schützen. 
121
 Artt. 4 und 7 des 2006 Entwurfes enthielten diese Möglichkeiten. 
122
 Art.7 (1). 
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ursprünglich vorgesehen, komplett aufzuheben. Art.60 listet lediglich einzelne Artikel auf, die 
aufzuheben sind. Diese Gesetzeskoexistenz führt zu Unsicherheiten in der Anwendung. 
Beispielsweise begrenzt Art.8 den Untersuchungsumfang in der bereits dargestellten Form, 
wogegen Art.10 des Gesetzes 115/1996 die Erweiterung der Untersuchung auf den Ehepartner 
ausdrücklich zulässt. Als weiterer Mangel ist schließlich die Tatsache zu bewerten, dass 
einfache Angestellte im öffentlichen Dienst, also solche ohne Beamteneigenschaft und ohne 
Führungsaufgaben, noch immer keine Vermögenserklärungen abgegeben müssen. Es steht zu 
befürchten, dass sich mit der Auslagerung von regulären Beamtenplanstellen in 
Vertragsverhältnisse des öffentlichen Dienstes, die Transparenzbestimmungen teilweise 
umgehen lassen werden. 
 
Es bleibt zu hoffen, dass diese „Dellen“ mit der Zeit durch erneute Gesetzesänderungen bzw. 
Gerichtsurteile, die den Anwendungsbereich deutlicher definieren, „ausgebügelt“ werden. 
 
Im Zusammenhang mit unerlaubter Bereichung und deren Überprüfung sei noch kurz auf einige 
verfassungsrechtliche Fragen verwiesen, die z.T. auch den Anwendungsbereich des Gesetzes 
präzisieren.  
 
Art.44 der rumänischen Verfassung garantiert das Recht auf Eigentum. Die Debatte um die 
Schaffung einer neuen Verfassung im Jahr 1991 war beeinflusst vom Gesetz 18/1968, das wie  
oben beschrieben (Punkt III 3.) die Rechtwidrigkeit von Vermögen geradezu implizierte. Vor 
diesem Hintergrund erklärt sich die Einfügung von Abs.8 in Art.44 der Verfassung, der die 
Beschlagnahme rechtmäßig erworbenen Vermögens verbietet und die Rechtmäßigkeit des 
Erwerbs vermutet.123 Hier wird auch die in demokratischen Rechtsstaaten verankerte 
Unschuldsvermutung aufgegriffen. 
 
Demgemäß ging auch das ANI Gesetz in der Version vor der Notverordnung in Art.43 (2) von  
der Rechtmäßigkeit des Vermögens aus und verpflichtete die Inspektoren zum gegenteiligen 
Beweis im Fall einer Beschlagnahme. Diese Regelung wurde von der Notverordnung gestrichen. 
Es ist daher davon auszugehen, dass eine offensichtliche Differenz zwischen dem jetzigen 
Vermögen und den Einkünften während der Amtszeit die Unrechtmäßigkeit bereits indiziert und 
somit die Unschuldsvermutung nicht mehr in vollem Umfang besetzt. 
 
                                               
123
 Art 44 (8) der rumänischen Verfassung: “rechtmäßig erworbenes Vermögen darf nicht beschlagnahmt 
werden. Die Rechtmäßigkeit des Erwerbs wird vermutet“. 
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Diese Problematik war hinsichtlich des Vermögenserklärungsgesetzes 115/1996 
Erklärungspflicht im Jahr 2004 bereits Gegenstand höchstrichterlicher Rechtsprechung. Der 
rumänische Kassationsgerichtshof entschied, dass die Unschuldsvermutung in Art.44 der 
Verfassung durch einfaches Gesetz eingeschränkt werden kann, wenn klare Hinweise ergeben, 
dass Vermögensgüter in einer unerlaubten Weise erworben wurden.124 In diesem Fall sei dann 
eine Beweislastumkehr erlaubt.  
 
Diese Interpretation wurde vom Verfassungsgerichtshof im März 2007 bestätigt. Das Urteil ging 
ebenfalls davon aus, dass die Unschuldsvermutung bei einer offensichtlichen Differenz, die 
einen „prima facie“ Hinweis darstelle, eingeschränkt ist.125 Dies führe auch nicht zu einer 
„Rechtswidrigkeitsvermutung“ a priori. 
 
Diese Grundsätze lassen sich durchaus auch auf das ANI Gesetz 144/2007 übertragen, wenn 
man in der Feststellung einer gesetzlich definierten offensichtlichen Differenz zwischen dem 
Einkommensverhältnissen und dem Vermögen einer „prima facie“ Beweis sieht Die 
verfassungsrechtliche Unschuldsvermutung hinsichtlich erworbenen Eigentums wird also durch 
das Überprüfungs- und Kontrollsystem nicht verletzt. 
 
Ob die beschriebenen Mängel und Inkonsistenzen die Arbeit der Integritätsagentur derart 
einschränken werden, dass hier ein „zahnloser Tiger“ geschaffen wurde, wird die Praxis zeigen. 
Zusammenfassend lässt sich vertretbar argumentieren, dass mit der ANI ein neues und 
einmaliges Instrument geschaffen wurde, dem durchaus einige bemerkenswerte Kompetenzen 
an die Hand gegeben wurden. 
 
Eine solche weitreichende Form der Vermögenskontrolle von Amtsträgern ist auch in „alten“ EU 
Ländern und längst beigetretenen Mitgliedsstaaten nicht selbstverständlich ist .Oft finden sich 
dort noch immer unzureichende Transparenzregelungen.126 
 
In Deutschland erregte zuletzt das Verfassungsgerichtsurteil vom 4.7.2007 Aufsehen, wonach 
die Anzeige- und Veröffentlichungspflicht von Nebentätigkeiten und -einkünften nach dem 
Abgeordnetengesetz nicht gegen den verfassungsrechtlichen Status des Abgeordneten 
                                               
124
 Entscheidung des Kassationsgerichtshofs 3574/2002. 
125
 Verfassungsgerichtsentscheidung 321/2007. 
126
 z.B. Italien: Gesetz 441/1982 und Spanien: Gesetz 5/1985. 
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verstößt.127 Die Veröffentlichungspflichten nach dem deutschen Abgeordnetengesetz sind dabei 
längst nicht so weitgehend, wie nach den rumänischen Bestimmungen.128 
 
V. Die Rolle der Medien 
 
Medien stellen oftmals einen wichtigen und nicht zu unterschätzenden Pfleiler bei der 
Aufrechterhaltung rechtstaatlicher Werte dar, zumal wenn andere staatliche Institutionen ihre 
Rolle nicht überzeugend ausfüllen. 
 
Gerade in sich entwickelnden rechtsstaatlichen Strukturen wird die Wichtigkeit  der Medien in 
ihrer oft zitierten Rolle als „4. Gewalt“ sichtbar, solange politische Unabhängigkeit und 
Meinungsfreiheit in einem Gwissen Umfang garantiert ist.129 Der folgende Abschnitt stellt kurz 
die Rolle der Medien in Rumänien bei der Aufdeckung von Korruptionsfällen in der 
Vergangenheit anhand einiger markanter Beispielsfälle dar und erläutert die wichtigsten 
Freiheitsrechte.  
 
Rumänien verfügt über eine ausgesprochen diversifizierte Presselandschaft, Radio-und 
Fernsehstationen unterschiedlichster politischer Färbung. Dennoch dauerte es nach dem 
politischen Umsturz von 1989 einige Zeit, bis die entsprechenden Freiheitsrechte für Medien 
etabliert waren. 
 
Die rumänische Verfassung garantiert das Recht auf Meinungsfreiheit, sowie das Recht auf 
Zugang zu Informationen.130 Einschränkung erfahren diese Recht naturgemäss durch 
persönliche Freiheitsrechte anderer und in Fällen von staatlichem Sicherheitsinteresse. Eine 
wichtige Neuerung in 2001 war die Einführung des „Freedom of Infromation Act“, der den freien 
Zugang zu öffentlichen Infromationen und Unterlagen regelt.131 Im Unterschied zur 
verfassungsmässig garantierten Informationsfreiheit enthält das Gesetz spezielle Vorschriften 
                                               
127
 BVerfG, 2 BvE 1/06 vom 4.7.2007. 
128
 Zur neueren Entwicklung der Nationalen Integritätsagentur (ANI): Seit Ende des Jahres 2007 ist 
die personelle Strukturierung der Integritätsagentur abgeschlossen, womit die Arbeit der Behörde offiziell 
aufgenommen werden kann. Zwar bleibt die Position des Behördenleiters aufrgund politischer 
Unstimmigkeiten weiterhin unbesetzt, per Eilverordnung der Regierung wird jedoch der stellveretende 
Leiter bis zur entgültigen Besetzung die Kompetenzen des Behördenleiters kommisarisch wahrnehmen. 
129
 Einen guten Überblick zur Rolle de Medien in Koruptionsfällen gibt Rick Stapenhurst: The Media’s Role 
in Curbing Corruption“, 2000, verfügbar unter: 
http://info.worldbank.org/etools/docs/library/35924/media.pdf (letzter Zugang 28.9.2007). 
130
 Art.30, Art.31 der Verfassung. 
131
 Gesetz 544/2001. 
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für Medien. Staatliche Einrichtungen müssen innerhalb von 24 Stunden Informationsanfragen 
beantworten und Dokumente, die staatliches Fehlverhalten offenbaren, dürfen nicht länger als 
geheim eingestuft werden. Ebenfalls offengelegt werden müssen öffentliche 
Beschaffungsverträge. 
 
Eine Einschränkung erfuhr die freie Pressearbeit vor 2004 durch restriktive 
Verleumdungstatbestände in den Strafgesetzen. Um strafrechtliche Verantwortung zu 
vermeiden, musste der Wahrheitsgehalt von behaupteten Tatsachen dargestellt werden, was in 
der journalistischen Arbeit regelmässig an Unmöglichkeit grenzt. Erst die Ersetzung des 
Tatbestandsmerkmales „Tatsachenbeweis“ durch „Beweis eines vernünftigen Grundes“ der 
vorgebrachten Äusserungen schuf die Grundlage für einen Journalismus, der vor reflexartiger 
Strafverfolgung weitgehend geschützt ist.132  Ebenfalls abgeschafft wurde der bis 2002 
bestehende Tatbestand der Diffamierung stattlicher Institutionen, der die Beeinträchtigung der 
Ehrenhaftigkeit eines Amtsträgers unter Strafe stellte.  
 
Zur Entwicklung eines öffentlichen Problembewusstseins gerade in „high profile“ 
Korruptionsfällen ist eine freie und aktive Medienlandschaft von essentieller Bedeutung. In den 
vergangenen Jahren haben rumänische Medien eine herausragende Rolle bei der Aufdeckung 
und Begleitung von Korruptionsfällen gespielt.  
 
Es hat sich in der Vergangenheit gezeigt, dass eine nicht unerhebliche Zahl von Ermittlungen in 
Korruptionsfällen aus Presseberichten und Mediendruck resultieren. Dies ist haupsächlich auf 
die journalistische Energie und das Durchhaltevermögen einzelner Journalisten und Reporter 
zurückzuführen und nicht so sehr auf die gesetzlichen Bemühungen gute Bedingen zur 
Berichterstattung zu schaffen. Die folgenden kurzen Beispielsfälle illustrieren 
Korruptionsaktivitäten, die massgeblich von Medien aufgedeckt und weiterverfolgt wurden. 
 
1. Im Jahre 2006 enthüllte ein Zeitungsartikel die illegale Errichtung eines Wohnblocks in 
der Nähe einer katholischen Kirche in Bukarest. Die Genehmigung für den Bau an dieser 
Stelle im Zentrum, an der aber nicht gebaut werden durfte, war „gekauft“ worden.133 
 
                                               
132
 Art.205 des Strafgesetzbuches. 
133
 Cotidianul Mai 2006. 
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2. Im Februar 2007 wurde enthüllt, dass Angestellte des Verteidigungsministeriums 
Dienstwohnungen zu Vorzugspreisen gekauft hatten, obwohl sie bereits über andere 
Eigentumswohnungen verfügten.134 
 
3. In einem grossen öffentlichen Ausschreibungsverfahren um eine Autobahntrasse von 
Bucharest nach Ploesti wurden nach Presserecherchen die Auschreibungsbedingungen 
während des Verfahren geändert bzw. Informationen an rumänische Firmen 
weitergegeben, damit diese zum Zuge kommen sollten. Angenommen wurde, dass von 
diesen Firmen entsprechende Schmiergelder gezahlt wurden.135 
 
4. Am meisten Aufsehen erregte die Berichterstattung im Jahre 2006 um den ehemaligen 
sozialdemokratischen rumänischen Ministerpräsidenten Adrian Nastase. Er hatte laut 
Presserecherchen eine Wohnung in Bukarest im Wert von etlichen hunderttaused Euro 
von einer Tante „geerbt“, die aber selbst als verarmte Rentnerin gelebt hatte.136 Diese 
Berichte lösten Ermittlungen der Antikorruptionsstaatsanwaltschaft hinsichtlich Nastases 
Vermögen aus, die noch nicht abgeschlossen sind. Journalisten berichtetet auch 
ausführlich über eine Hausbegehnung in Nastases Anwesen, bei der sie zahlreicher 
Gemälde, Antiquitäten und antiker Skulpturen ansichtig wurden. 
 
Problematisch ist allerdings weiterhin, dass sich viele Printmedien, sowie private Fernsehsender 
in den Händen einflussreicher Politiker befinden, die „ihre“ Medien des öfteren benutzen um den 
politischen Gegner zu diskeditieren. Dabei finden auch der Vorwurf der Bestechlichkeit mit 
Vorliebe Verwendung. 
 
VI. Zusammenfassung und Ausblick 
 
Die obigen Ausführungen zeigen, dass das rechtliche Rahmenwerk zur Korruptionsbekämpfung 
in Rumänien zwar sehr umfangreich, aber z.T. auch noch sehr fragmentiert und unharmonisch 
ist. Dies ist mit Sicherheit teilweise die Folge der Umsetzung von Forderungen und 
Empfehlungen im Rahmen des EU-Beitritts sowie des abrupten Politikwechsels im Jahre 2004. 
Einige der vorgestellten Institutionen und Gesetze funktionieren bereits recht zufrieden stellend, 
bei anderen fehlt es noch immer an der praktischen Umsetzung. Eine der wichtigsten 
                                               
134
 Cotidianul Februar 2007.  
135
 Evenimentul März 2007. 
136
 Stellvertretend für viele: Gandul März 2006. 
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Institutionen, die nationale Integritätsagentur, wird ihre Funktionalität und die Umsetzung der 
geschaffenen gesetzlichen Voraussetzungen noch unter Beweis stellen müssen. 
 
Im ersten Fortschrittsberichtsbericht der europäischen Kommission nach dem EU Beitritt 
Rumäniens werden einige der beschriebenen Probleme aufgegriffen.137 Wegen der 
Schutzklauseln im Beitrittsvertrag und dem etablierten Überwachungsmechanismus hatte dieser 
erste Bereicht ein halbes Jahr nach dem Beitritt eine große Bedeutung. Der Bericht erfolgt 
gemäß der Entscheidung über die Überwachungsmaßnahmen halbjährlich. 
 
Den Hauptteil bilden Maßnahmen im Bereich Justiz und Korruptionsbekämpfung. Der Regierung 
wird der politische Wille bescheinigt, entschieden gegen Korruption vorzugehen, dennoch wird 
darauf hingewiesen, dass es auch in Zukunft auf eine saubere und zielgerichtete Umsetzung 
des geschaffenen Gesetzeskanons ankommt. In diesem Sinne wird das bisher kurzfristig 
Erreichte eher kritisch beurteilt.138 In Bezug auf die Integritätsagentur werden die vielfach 
geäußerten Zweifel an den Möglichkeiten, unabhängig zu ermitteln und effektive Sanktionen zu 
verhängen, wiederholt. Ebenfalls wird darauf hingewiesen, dass durch die Notverordnung einige 
Bedenken zwar beseitigt wurden, die endgültige Absegnung durch den Senat aber noch 
ausstehe. Positiv gewertet werden die Absenkung der Diskrepanzgrenze auf 10.000 Euro sowie 
die Ersetzung von „unerlaubtem Vermögen“ mit „ungerechtfertigtem Vermögen“. Es komme für 
eine umfassende Beurteilung jedoch auf den Beginn des regulären Arbeitsmodus der Agentur 
an.139  
 
Die von Schlussfolgerung der Kommission, dass ein wesentliches „Handicap“ des Gesetzes die 
verbleibende Beweislast auf Seiten der Inspektoren für „ungerechtfertigte Bereicherung“ 
darstellt, kann allerdings nicht gefolgt werden.140 Wie oben dargestellt, wurde das 
Beweislastkriterium durch die Notverordnung gestrichen. Entsprechendes ergibt sich auch aus 
Rechtsprechung zur unerlaubten Bereicherung, die zwar „klare Hinweise“ und „offensichtliche 
Diskrepanz“ verlangt, jedoch keine strafprozessähnliche Beweisführung. Die Neuregelung dürfte 
auch verfassungskonform sein. 
 
                                               
137
 Bericht der europäischen Kommission über Rumäniens Fortschritte hinsichtlich begleitender 
Maßnahmen nach dem EU Beitritt, 27.6.2007. COM (2007). 
138
 S.o. Fn.102, S.5. 
139
 Ebd. S.12. 
140
 Ebd. S.14, Fn.17. 
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Ebenfalls nicht zu gestimmt werden kann der Annahme der Kommission, dass die Inspektoren 
keinen Zugang zu Bankinformationen haben.141 Aus dem Wortlaut des Gesetzes kann dieser 
Zugang, wie aufgezeigt, durchaus abgeleitet werden. 
 
Der Bericht befasst sich auch mit der Antikorruptionsstaatsanwaltschaft, der eine gute Arbeit, 
auch bei Ermittlungen gegen einflussreiche Personen bescheinigt wird. Diese schlage sich 
jedoch leider nicht in entsprechenden Urteilen nieder.142 In den Fällen, die entschieden wurden, 
würden die Strafen meist zur Bewährung ausgesetzt bzw. nicht über 2 Jahren liegen. 
 
Der Auffassung, dass die Schwäche der Gerichte die Erfolge der DNA teilweise wieder  
vernichtet, ist zuzustimmen. Die Gerichte haben offenbar noch nicht das Selbstverständnis, Teil 
des Rahmenwerks der Korruptionsbekämpfung in Rumänien zu sein, das auch 
Präventionscharakter durch entsprechend abschreckende Urteile haben kann. 
 
Abschließend sollte noch einmal betont werden, dass es gerade nach dem EU-Beitritt für 
Rumänien von enormer Bedeutung ist, im Kampf gegen die Korruption weiterhin streng 
vorzugehen und endlich auch greifbare Resultate zu erzielen. Schon jetzt gibt es viele Mahner, 
die sich in ihren Bedenken gegen den Beitritt des Landes bestätigt sehen. 
 
Zu den für Rumänien weiterhin wichtigen Maßnahmen gehören nicht nur die gesetzlichen 
Instrumentarien, sondern auch immer wieder die Durchführung von bewusstseinsbildenden 
Maßnahmen, wie z.B. die bereits laufende „Korruptions-Telefonhotline“ sowie öffentliche 
Informationskampagnen. Es muss auch dem Bürger das Gefühl vermittelt werden, dass 
Korruption nicht toleriert wird und dass der rumänische Staat ein echtes eigenes Anliegen hat, 
sich diesem Phänomen entgegenzustellen.  
 
Die nächsten Monate werden zeigen, ob die neu geschaffenen Instrumentarien, insbesondere 
die Integritätsagentur halten, was sie versprechen, oder ob die bereits jetzt erkannten Defizite 
ausreichen, um das Gesetzeswerk erneut auf eine reine Absichtserklärung zu reduzieren. 
                                               
141
 Ebd. 
142
 Ebd. S.14. 
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Anhang 
 
Artikel 254 – 258 aus dem rumänischen Strafgesetzbuch 
 
Bribe taking            143Art. 254. (1) The act of a clerk who, either directly or indirectly, 
claims or receives money or other undue benefits, or accepts the promise 
of such benefits or does not reject it, in order to perform, not to perform or 
to delay the accomplishment of an act with regard to his service duties or 
in order to perform an act that is contrary to these duties, shall be 
punished by imprisonment from 3 to 12 years and the prohibition of 
certain rights. 
          (2) The act in para.(1), if it has been committed by a clerk having 
prerogatives of control, shall be punished by imprisonment from 3 to 15 
years and the prohibition of certain rights. 
          (3) The money, values or any other goods that were the object of 
bribe taking shall be confiscated, and of they cannot be found, the convict 
shall be obliged to pay their equivalent in money.  
 
 
Bribe giving          144Art. 255. (1) The act of promising, offering or giving money or 
other benefits in the manners and for the purposes shown in Art. 154, 
shall be punished by imprisonment from 6 months to 5 years. 
           (2) The act in the previous paragraph shall not be an offence when 
the bribe-giver was coerced by any means by the bribe-taker. 
          (3) The bribe-giver shall not be punished if he/she 
denunciates the act to the authorities before the body of 
prosecution is notified for that offence. 
         (4) Art. 254 para.(3) shall apply accordingly, even if the offer was 
not followed by acceptance. 
         (5) The money, values or any other goods shall be returned to the 
person who gave them, in the cases provided in para.(2) and (3). 
                                               
143
 Amended by Law No. 65/1992 and by Law No. 140/1996. 
Art. 7 of Law No. 12/1990 increased the minimum and the maximum for the penalty , each by two years, 
for the offences in Art. 254, 256 and 257 of the Criminal Code. Law No. 83/1992 provided that Art. 254-
257 Criminal Code shall be judged according to the emergency procedure. 
144
 See the note from Art. 254. 
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Receipt of undue 
advantage 
          145Art. 256. (1) The act, committed by a clerk, of receiving, either 
directly or indirectly, money or other benefits after having accomplished 
an act by virtue of his/her office and which was incumbent upon him/her 
because of this office, shall be punished by imprisonment from 6 months 
to 5 years. 
          (2) The money, values or other goods received shall be 
confiscated, and if they cannot be found, the convict shall be obliged to 
pay their equivalent in money.  
 
 
Influence peddling              146Art. 257. (1) The receipt of or request of money or other 
benefits, or the acceptance of promises, gifts, be it directly or indirectly, 
for oneself or for another, committed by a person who is influential or who 
gives to believe that he/she is influential upon a clerk, in order to 
determine him/her to perform or not to perform an act included within 
his/her service prerogatives, shall be punished by imprisonment from 2 to 
10 years. 
     (2) Art. 256 para. (2) shall apply accordingly. 
 
 
Acts committed by 
other clerks 
          147Art. 258. The provisions of Art. 246-250 that regard public 
servants shall apply also to other clerks, in this case reducing the 
maximum of the penalty by one third.  
 
 
 
                                               
145
 Amended by Law No. 65/1992 and by Law No. 140/1996. See also the note for Art. 254. 
146
 Amended by Law No. 65/1992 and by Law No. 140/1996. See also the note for Art. 254. 
147
 Amended by Law No. 65/1992 and by Law No. 140/1996. 
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